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Niederschrift über die öffentliche 
 
Sitzung des Gemeinderats   

 
am 07.10.2015 im Sitzungssaal Steinscheuer bei der Häckermühle in Großheppach  
 
Beginn: 18:13 Uhr, Ende: 20:18 Uhr  
 

Anwesend: 
 

Vorsitz 

Herr Oberbürgermeister Jürgen Oswald  

Mitglieder 

Herr Theo Bachteler  
Herr Bernhard Dippon  
Herr Friedrich Dippon  
Frau Sabine Dippon  
Herr Markus Dobler  
Herr Christian Felger  
Herr Wolf Dieter Forster  
Frau Karin Gaiser  
Herr Volker Gaupp  
Frau Doris Groß  
Herr Ernst Häcker  
Frau Petra Klöpfer  
Herr Daniel Kuhnle  
Herr Julian Künkele  
Herr Hakan Olofsson  
Herr Hans Randler  
Herr Tibor Randler Ab 18.53 Uhr 
Frau Dr. Annette Rebmann  
Herr Michael Scharmann  
Frau Isolde Schurrer  
Herr Dr. Manfred Siglinger  
Frau Ina Steiner  
Herr Rolf Weller  
Herr Ulrich Witzlinger  
Herr Armin Zimmerle  

Schriftführer 

Herr Ulrich Beyschlag  
 

Entschuldigt: 
 

Mitglieder 

Frau Bettina Lenz  
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Öffentliche Tagesordnung 

1. Bürgerfragestunde    

1.1. Urnenwand auf dem Friedhof Großheppach    

1.2. Verschiedene Hinweise von Herrn Loos    

1.3. Anmerkung zum Jahresabschluss 2014 der Stadtwerke Weinstadt 
und Abbau eines Spielgeräts auf einem Spielplatz 

   

2. Jahresrechnung 2014 der Stadt Weinstadt    

2.1. Jahresrechnung und Rechenschaftsbericht 2014 BU Nr. 128/2015 

2.2. Bericht über die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2014 BU Nr. 160/2015 

2.3. Förmliche Feststellung der Jahresrechnung 2014 BU Nr. 128/2015 

3. Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebs Stadtentwässerung 
Weinstadt 

   

3.1. Jahresabschluss und Lagebericht 2014 BU Nr. 092/2015 

3.2. Bericht über die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 157/2015 

3.3. Förmliche Feststellung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 092/2015 

4. Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebs Stadtwerke Weinstadt    

4.1. Jahresabschluss und Lagebericht 2014 BU Nr. 158/2015 

4.2. Bericht über die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 161/2015 

4.3. Förmliche Feststellung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 158/2015 

5. Globalberechnung 2015 zur Ermittlung der Beitragsobergrenze für 
den Abwasserbeitrag und Wasserversorgungsbeitrag 

BU Nr. 165/2015 

6. Neufassung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseiti-
gung (Abwassersatzung) zum 01.01.2016 

BU Nr. 170/2015 

7. Neufassung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke 
mit Wasser (Wasserversorgungssatzung) zum 01.01.2016 

BU Nr. 171/2015 

8. Neufassung der Erschließungsbeitragssatzung zum 01.01.2016 BU Nr. 172/2015 

9. Neufassung der Polizeilichen Umweltschutzverordnung BU Nr. 192/2015 

10. Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen 

BU Nr. 193/2015 

11. Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften "Lied-
horn I" im Stadtteil Endersbach 
- Billigung des Planentwurfs und Auslegungsbeschluss 

BU Nr. 180/2015 

12. Genehmigung von überplanmäßigen Ausgaben für einen Grund-
erwerb in Großheppach 

BU Nr. 168/2015 

13. Erneuerung der Bühnenbeleuchtung in der Beutelsbacher Halle 
- Information zur Notwendigkeit in technischer und nutzungsbe-
dingter Hinsicht 

BU Nr. 162/2015 

14. Allgemeine Finanzprüfung des Zweckverbands Müllabfuhr Unte-
res Remstal in Abwicklung 2008 bis 2015 

BU Nr. 174/2015 

15. Berichte, Bekanntgaben und Verschiedenes    

15.1. Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerantrags zur Umsetzung 
eines Kult(ur)bads im Stadtteil Endersbach 

   

15.2. Unterschriftenliste zum Aussichtspunkt auf der Kappelburg    

15.3. Friedenslinde zur Wiedervereinigung    

15.4. Aussichtspunkt auf der Kappelburg    

15.5. Heizkörper in der Musikschule    
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15.6. Verkehrssituation in der Einkaufsstraße    

15.7. Strümpfelbacher Halle    

15.8. Parksituation beim Prinz-Eugen-Platz    

15.9. Bericht im Schwarzbuch    

15.10. Historische Bilder über die Kappelburg    

15.11. Beantwortung von Anfragen aus dem Gemeinderat    
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1. Bürgerfragestunde  
1.1. Urnenwand auf dem Friedhof Großheppach  
 
Herr Vogt fragt an, was aus seinem Antrag zur Errichtung einer Urnenwand auf dem Friedhof 
Großheppach geworden sei. Er möchte diesen Antrag hiermit erneut stellen. 
 
Oberbürgermeister Oswald nimmt dies als Anregung für das Friedhofskonzept auf.       
 
 
 
1.2. Verschiedene Hinweise von Herrn Loos  
 
Herr Loos weist auf ein abgefallenes Putzfeld und den abgebauten Informationskasten am 
Rathaus in Strümpfelbach hin. Außerdem erkundigt er sich nach den aktuellen Maßnahmen 
zum Thema Fahrrad. Abschließend kritisiert er die Radfahrer auf dem Gehweg in der Ein-
kaufsstraße in Endersbach.  
 
Oberbürgermeister Oswald erwidert, dass die Verwaltung bezüglich des abgefallenen Putz-
feldes und des Schaukastens reagieren werde. Das Thema Radwege könne man nächstes 
Jahr mir ortsteilbezogenen Fahrradgruppen auf den Weg bringen. Erster Bürgermeister Deiß-
ler erläutert noch den Sachstand zum Remsradweg. 
      
 
 
1.3. Anmerkung zum Jahresabschluss 2014 der Stadtwerke 

Weinstadt und Abbau eines Spielgeräts auf einem 
Spielplatz 

 

 
Eine Bürgerin informiert über eine falsche Zahl im Jahresabschluss 2014 der Stadtwerke 
Weinstadt. Außerdem weist sie auf ein abgebautes Spielgerät auf dem Spielplatz in der Ei-
chenstraße hin. 
 
Herr Auwärter erwidert, dass man das Spielgerät aus Sicherheitsgründen habe abbauen 
müssen. Über eine Ersatzbeschaffung werde nachgedacht, so Herr Auwärter.      
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2. Jahresrechnung 2014 der Stadt Weinstadt  
2.1. Jahresrechnung und Rechenschaftsbericht 2014 BU Nr. 128/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Weingärtner unter Hinweis auf die Vorberatung und den Empfehlungsbeschluss den Sach-
verhalt.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.     
 
 
 
2.2. Bericht über die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 

2014 
BU Nr. 160/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Issler den Sachverhalt. Er weist darauf hin, dass die förmliche Feststellung der Jahresrech-
nung empfohlen werden könne.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.       
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2.3. Förmliche Feststellung der Jahresrechnung 2014 BU Nr. 128/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf.  
 
Ohne weitere Aussprache geht das Gremium zur Beschlussfassung über.  
 
Oberbürgermeister Oswald stellt die Kenntnisnahme des Prüfberichts fest. 
      
 
Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
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3. Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebs Stadtentwäs-

serung Weinstadt 
 

3.1. Jahresabschluss und Lagebericht 2014 BU Nr. 092/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Weingärtner unter Hinweis auf die Vorberatung und den Empfehlungsbeschluss den Sach-
verhalt.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.     
      
 
 
3.2. Bericht über die örtliche Prüfung des Jahresabschlus-

ses 2014 
BU Nr. 157/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Issler den Sachverhalt. Er weist darauf hin, dass die förmliche Feststellung des Jahresab-
schlusses empfohlen werden könne.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.      
 
 
 
3.3. Förmliche Feststellung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 092/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf.  
 
Ohne weitere Aussprache geht das Gremium zur Beschlussfassung über.  
 
Oberbürgermeister Oswald stellt die Kenntnisnahme des Prüfberichts fest. 
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Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
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4. Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebs Stadtwerke 

Weinstadt 
 

4.1. Jahresabschluss und Lagebericht 2014 BU Nr. 158/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Meier den Sachverhalt. Er geht auf den in der Bürgerfragestunde hingewiesenen Fehler ein. 
Die Existenz des Fehlers sei richtig, wirke sich aber nicht auf das Gesamtergebnis aus. Er 
verweist auf den Empfehlungsbeschluss aus der Vorberatung.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.     
      
 
 
4.2. Bericht über die örtliche Prüfung des Jahresabschlus-

ses 2014 
BU Nr. 161/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Issler den Sachverhalt. Er geht dabei auch auf den von Herrn Meier unter TOP 4.1 genann-
ten Fehler im Jahresabschluss ein. Herr Issler weist darauf hin, dass die förmliche Feststel-
lung des Jahresabschlusses empfohlen werden könne.  
 
Oberbürgermeister Oswald dankt und geht zum nächsten Tagesordnungspunkt über.         
 
 
 
4.3. Förmliche Feststellung des Jahresabschlusses 2014 BU Nr. 158/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf.  
 
Ohne weitere Aussprache geht das Gremium zur Beschlussfassung über.   
 
Oberbürgermeister Oswald stellt die Kenntnisnahme des Prüfberichts fest.     
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Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss:    
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5. Globalberechnung 2015 zur Ermittlung der Beitrags-

obergrenze für den Abwasserbeitrag und Wasserver-
sorgungsbeitrag 

BU Nr. 165/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf und verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet. 
 
Stadtrat Scharmann verweist auf die vergleichsweise größeren Abweichungen zu den Glo-
balberechnungen anderer Kommunen. Er fragt nach den Gründen. 
 
Herr Beyer erwidert, dass ein Vergleich zwischen den Globalberechnungen nicht ohne weite-
res möglich sei.  
 
Stadtrat Dobler kritisiert die pauschale Preissteigerung von jährlich 2,5 Prozent.  
 
Herr Beyer erläutert die Preissteigerungsrate. Diese sei stets Bestandteil der Globalberech-
nung gewesen.  
 
Stadtrat Dr. Siglinger nimmt hier Bezug auf die Vorberatung. Dort halte man die Preissteige-
rung für sinnvoll. Allerdings wolle man nach fünf Jahren eine Evaluation und gegebenenfalls 
eine Anpassung durchführen.  
 
Herr Beyer weist hierbei auf Aufwand und Kosten hin. 
 
Stadtrat Dr. Siglinger möchte hier nur die internen Variablen prüfen.    
 
Das Gremium fasst mit 25 Ja-Stimmen bei einer Gegenstimme folgenden Beschluss: 

Dem Gemeinderat liegt die Globalberechnung für die Abwasserbeseitigung und für die 
Wasserversorgung Stand Juni 2015 komplett vor. Der Gemeinderat macht sich den 
Inhalt der Globalberechnung einschließlich der Erläuterungstexte zu eigen und be-
schließt sie in allen Teilen. Er bestätigt die dort vorgenommenen Ermessensentschei-
dungen und beschließt diese ausdrücklich, wobei die Punkte 1 - 8 der Beratungsunter-
lage erörtert wurden.  

Insbesondere werden folgende Festlegungen getroffen: 

1. Der Gemeinderat beschließt die Erhebung von einheitlichen Beiträgen für 
das Gesamtgebiet sowohl in der Abwasserbeseitigung als auch in der Was-
serversorgung.  

 

2. Der Gemeinderat beschließt in der Abwasserbeseitigung die Erhebung von 
Teilbeiträgen für den Entwässerungs- (Kanal) und Klärbereich (Kläranlage). 
In der Wasserversorgung werden keine Teilbeiträge erhoben. 

 

3. Die Sammler und die Regenwasserbehandlungsanlagen werden dem Kanal-
bereich zugeordnet. 
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4. Der Gemeinderat hat die künftigen Flächen, die entsprechenden künftigen 
Kosten und die künftig zu erwartenden Zuweisungen durchgesprochen und 
diese gebilligt. Der Planungszeitraum wird auf das Jahr 2030 festgelegt. 

 

5. Die Preissteigerungsrate wird in Höhe von jährlich 2,5% beschlossen. 

 

6. Bei vorliegendem Mischsystem wird der Straßenentwässerungsanteil ent-
sprechend der Zwei-Kanal-Modell-Berechnung der VEDEWA für die Kanäle, 
Sammler und Regenwasserbehandlungsanlagen für das Gesamtgebiet auf 
25 % festgesetzt. Für die Kläranlage werden pauschal 5% abgesetzt. Bei den 
Regenwasserleitungen werden 50% Straßenentwässerungskostenanteil ab-
gezogen.  

 

 

Für die Schmutzwasserkanäle und die Grundstücksanschlussleitungen im 
öffentlichen Bereich ist kein Abzug für die Straßenoberflächenwasser-
beseitigung vorzunehmen. 

 

7. Der Anteil für das "öffentliche Interesse" wird auf 5% festgesetzt. 

 
8. Ein Gebührenfinanzierungsanteil wird in Höhe von 5% beschlossen. 

 

9. Der Gemeinderat beschließt als Verteilungsmaßstab die zulässige Ge-
schossfläche und setzt folgende Beiträge fest: 

 

Entwässerungsbeitrag 9,90  €/m² 

(öffentlicher Abwasserkanal,  

Sammler und Regenwasserbehandlungsanlagen) 

 

Klärbeitrag  4,20  €/m² 

(mechanischer und biologischer  

Teil der Kläranlage) 

 

Wasserversorgungsbeitrag 7,30  €/m      
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6. Neufassung der Satzung über die öffentliche Abwas-

serbeseitigung (Abwassersatzung) zum 01.01.2016 
BU Nr. 170/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Es handle sich hier um eine 
logische Konsequenz aus der Globalberechnung.  
 
Auf einen Sachvortrag wird verzichtet. 
 
Stadtrat Tibor Randler tritt der Sitzung um 18.59 Uhr bei. 
 
Es folgt ein kurzer Austausch.      
 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende  
 
Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung  (Abwassersatzung − AbwS) 

Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 
und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat 
der Stadt Weinstadt am 7.10.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 
Öffentliche Einrichtung 
 
(1) Die Stadt Weinstadt betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet angefallenen Abwas-
sers als eine öffentliche Einrichtung in Form eines Eigenbetriebes unter dem Namen „Stadt-
entwässerung Weinstadt“. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das Abwasser über 
eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche Abwasseranlage gelangt oder zu 
einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird. 
 
(2) Die Stadt kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen 
lassen. 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung der öffentlichen Ab-
wasseranlagen besteht nicht. 
 
 
§ 2 
Begriffsbestimmungen 
 
(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zu-
sammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Be-
reich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nieder-
schlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern 
und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
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(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Stadtgebiet angefallene Ab-
wasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffent-
liche Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung 
von Grund- und Drainagewasser, durch die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet 
werden, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Retentionsboden-
filter, Abwasserpumpwerke, Kläranlagen und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser (u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), 
soweit sie nicht Teil der Grundstücksentwässerungs-anlage sind sowie offene und ge-
schlossene Gräben, soweit sie von der Stadt zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt 
werden. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehört auch für die Abwasserbeseitigung 
hergestellte künstliche Gewässer gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG sowie der Teil der Haus-
anschlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft 
(Grundstücksanschluss). 
(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbe-
handlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage die-
nen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich ver-
legt sind und das Abwasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüf-
schächte sowie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und Versickerungs- 
und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grundstücksflä-
chen befinden.  
 
(4) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ableitungen in den öffentli-
chen Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der vergleichmäßigten und reduzierten (gedrossel-
ten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine 
Einleitung nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Starkregen) erfolgt.  
 
 

II.  Anschluss und Benutzung 

 
§ 3 
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-
stimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen 
Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf den Grundstü-
cken anfallende Abwasser der Stadt im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu überlas-
sen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstücks Be-
rechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 
 
(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 
eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen. 
 
(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie bestimmten öffentlichen 
Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst 
nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstück innerhalb von 
sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen. 
 
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der Anschluss im Interesse der öf-
fentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen 
Wohls geboten ist. 
 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 113 
 

§ 4 
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 
 
(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentliche Abwasseranlage 
technisch unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss für die 
öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Stadt verlangen oder gestatten, dass 
das Grundstück an eine andere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird. 
 
 (2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseranlage noch nicht hergestellt, 
kann die Stadt den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseranlage gestat-
ten oder verlangen. 
 
 
§ 5 
Befreiungen 
 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasserbesei-

tigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 

WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als 
ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die öffentlichen Belange überwiegen-
den privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden 
kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 
 
 
§ 6 
Allgemeine Ausschlüsse 
 
(1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen Abwas-
seranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder 
gefährden können, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen oder 
dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe. 
 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
1. Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 
öffentlichen Abwasseranlagen führen können (z. B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Mist, 
Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und Le-
derabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Rückstände); 
 
2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (z. B. Benzin, Heizöl, Karbid, 
Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflan-
zenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit Krankheits-
keimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimittel; 
 
3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 
 
4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Beispiel milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser); 
 
5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 
6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht; 
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7.  Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des Anhangs 

A. 1 des Merkblatts DWA-M 115−2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Verei-

nigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. − DWA −, Theodor-Heuss-Allee 17, 
53773 Hennef) liegen. 
 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall über die nach Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen hin-
ausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Abwasseran-
lagen erforderlich ist. 
 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 zu-
lassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im Ein-
zelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller eventuell entstehende Mehr-
kosten übernimmt. 
 
 
§ 7 
Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 
 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen Abwasserbeseitigung aus-
schließen, 
 
a) dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen 
der Art oder Menge des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde; 
 
b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit häuslichen 
Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann. 
 
(2) Die Stadt kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die Benutzung gestatten, 
wenn der Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Abwasseran-
lagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leis-
tet. 
 
(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zu-
stimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG). 
 
 
§ 8 
Einleitungsbeschränkungen 
 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung oder 
Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere 
im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige öffentliche 
Belange erfordert. 
 
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an eine öffentli-
che Kläranlage angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet wer-
den. 
 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, und von sonsti-
gem Wasser bedarf der schriftlichen Genehmigung der Stadt. 
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§ 9 
Eigenkontrolle 
 
(1) Die Stadt kann verlangen, dass auf Kosten des Verpflichteten (nach § 3 Absätze 1  
und 2) Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit 
der Abwässer sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht in die Grundstücks-
entwässerungsanlage eingebaut oder an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück ange-
bracht, betrieben und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden. 
 
(2) Die Stadt kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die für die Bedienung 
der Anlage und für die Führung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebstage-
buch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung oder des letzten Be-
leges an gerechnet, aufzubewahren und der Stadt auf Verlangen vorzulegen. 
 
 
§ 10 
Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt kann bei dem Verpflichteten Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie be-
stimmt, in welchen Abständen die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen 
sind und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 21 Abs. 2 entsprechend. 
 
(2) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel festgestellt werden, hat der Ver-
pflichtete diese unverzüglich zu beseitigen. 
 
 
§ 11 
Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) durch die Stadt verpflichtet werden, für Zwecke der öffentlichen Ab-
wasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung 
von Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. Die Grundstückseigentümer haben insbe-
sondere den Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu ihren Grundstücken 
zu dulden. 
 
 

III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
§ 12 
Grundstücksanschlüsse 
 
(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich von der Stadt hergestellt, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 
 
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung werden nach An-
hörung des Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von 
der Stadt bestimmt.  
 
(3) Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen 
wird, erhält einen Grundstücksanschluss; werden Grundstücke im Trennverfahren entwäs-
sert, gelten die beiden Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Die Stadt kann mehr als 
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einen Grundstücksanschluss herstellen, soweit sie es für technisch notwendig hält. In beson-
ders begründeten Fällen (z. B. Sammelgaragen, Reihenhäuser) kann die Stadt den An-
schluss mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss vorschrei-
ben oder auf Antrag zulassen. 
 
(4) Die Stadt kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Grundstücksanschlüsse 
sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Grundstücksan-
schlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 
36) neu gebildet werden. 
 
 
§ 13 
Kostenerstattung 
 
(1) Der Stadt sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten: 
 
a) die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
der Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 3); 
 
b) die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der 
weiteren, vorläufigen und vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 4).  
 
Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zu-
stands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 
 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grundstücks-
anschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird in-
nerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
 
(3)  Vor der Ausführung einer Maßnahme nach Abs. 1 hat der Grundstückseigentümer eine 
Vorauszahlung in Höhe von 80 von hundert der voraussichtlichen Gesamtkosten an die Stadt 
zu entrichten.  
 
 
§ 14 
Private Grundstücksanschlüsse 
 
(1) Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu 
unterhalten, zu ändern, zu erneuern und zu beseitigen. 
 
(2) Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der 
Stadt, und verzichtet der Grundstückseigentümer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, 
so ist der Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der Stadt zu übernehmen. Dies gilt 
nicht für Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB). 
 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungsarbeiten an privaten Grund-
stücksanschlüssen (Abs. 1) sind der Stadt vom Grundstückseigentümer mindestens 14 Tage 
vorher anzuzeigen. 
 
 
 
 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 117 
 

§ 15 
Genehmigungen 
 
(1) Der schriftlichen Genehmigung der Stadt bedürfen 
 
a) die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, deren Anschluss sowie deren 
Änderung; 
 
b) die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie die Änderung der Benutzung. Bei 
vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich oder be-
fristet ausgesprochen. 
 
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z.B. über bestehende 
Grundstücksentwässerungsanlagen) gleich. 
 
(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden Ab-
wässer, die vorgesehene Behandlung der Abwässer und die Bemessung der Anlagen er-
sichtlich sein. Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 
 
− Lageplan im Maßstab 1: 500 mit Einzeichnung sämtlicher auf dem Grundstück bestehen-
der Gebäude, der Straße, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der  
vor dem Grundstück liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhandenen weiteren Entwäs-
serungsanlagen, Brunnen, Gruben, usw.; 
 
− Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der einzelnen anzuschließenden 
Gebäude im Maßstab 1:100, mit Einzeichnung der anzuschließenden Entwässerungsteile, 
der Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen unter Angabe des Materials, der lichten 
Weite und der Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 
 
− Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im Maßstab 1:100 in der Richtung der 
Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und der 
Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, bezo-
gen auf Normalnull). 
 
Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage 
der Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei der Stadt einzuholen. Dort sind auch 
Formulare für die Entwässerungsanträge erhältlich. 
 
 
§ 16 
Regeln der Technik 
 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik 
sind insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die Unterhal-
tung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die oberste Wasserbehörde 
durch öffentliche Bekanntmachung einführt. Von den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise ebenso wirk-
sam entsprochen wird. 
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§ 17 
Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstückseigentümer auf seine Kos-
ten herzustellen, zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu reini-
gen. 
 
(2) Die Stadt kann, zusammen mit dem Grundstücksanschluss, einen Teil der Grundstück-
sentwässerungsanlage, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich des Prüfschachts, her-
stellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der Grundstückseigentümer zu 
tragen. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszuführen. Der 
letzte Schacht mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an die 
öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich und bis auf Rückstauebene 
(§ 20) wasserdicht ausgeführt sein. 
 
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorübergehend − außer Betrieb ge-
setzt, so kann die Stadt den Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. Die Kosten 
trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Stadt kann die in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen. 
 
 
§ 18 
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte 
 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle 
oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung 
dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden Schlammfängen) einzu-
bauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehören-
den Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen Zeitabständen, dar-
über hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist 
er der Stadt gegenüber schadensersatzpflichtig. Für die Beseitigung/Verwertung der anfal-
lenden Stoffe gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
 
(2) Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb 
einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers notwendig 
ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an Abwasserdruckleitungen ange-
schlossen werden. § 16 bleibt unberührt. 
 
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen sowie Handtuch-
spender mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Grundstücksentwässerungsanlagen angeschlos-
sen werden. 
 
 
§ 19 
Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 
 
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverzüglich außer Betrieb 
zu setzen, sobald das Grundstück über eine Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage 
angeschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grundstückseigentümer selbst. 
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§ 20 
Sicherung gegen Rückstau 
 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere 
Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer 
als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Rück-
stauebene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau 
gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer für rückstaufreien Abfluss 
des Abwassers zu sorgen. 
 
 
§ 21 
Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, Indirek-
teinleiterkataster 
 
(1) Vor der Abnahme durch die Stadt darf die Grundstücksentwässerungsanlage nicht in 
Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer nicht von 
ihrer Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
 
(2) Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die Grund-
stückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen zu 
dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwassers notwendigen 
Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Von der Stadt beauftragte Personen dürfen Grundstücke zur Überwachung der Einhal-
tung der satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung danach auferlegter Verpflichtun-
gen betreten. 
 
(3) Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen Mängel festgestellt, hat 
sie der Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen. 
 
(4) Die Stadt ist nach § 49 Abs.1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des 
Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein 
erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, 
Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem so genannten 
Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der Stadt geführt und auf Verlangen der 
Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Stadt, 
auf deren Anforderung hin, die für die Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen 
Angaben zu machen. Dabei handelt es sich um folgende Angaben: Namen des Betriebs und 
der Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu ge-
hören insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerver-
ordnung genannt sind. Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 
 
 
§ 22  
Dezentrale Abwasseranlagen  
 
(1) Die ordnungsgemäße Wartung der Kleinkläranlagen ist vom jeweiligen Grundstückseigen-
tümer gegenüber der Stadt jährlich durch die Vorlage der Bescheinigung eines Fachbetriebes 
oder Fach-mannes nachzuweisen.  
 
(2) Für die regelmäßige Entsorgung der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben durch 
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die von der Stadt dafür Beauftragten ist der jeweilige Grundstückseigentümer unter Berück-
sichtigung der Herstellerhinweise, der DIN 4261, den Bestimmungen der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung sowie der wasserrechtlichen Entscheidung verantwortlich. Er hat 
den von der Stadt Beauftragten die Kosten der Entleerung, des Transports und der Einleitung 
in eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage zu erstatten.  
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat den von der Stadt dafür Beauftragten den etwaigen Be-
darf für eine Entleerung der in Absatz 2 genannten Abwasseranlagen anzuzeigen. Die An-
zeige hat für geschlossene Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 50 Zen-
timeter unter Zulauf angefüllt sind.  
 
(4)  Die Stadt kann verlangen, dass die in Absatz 2 genannten Abwasseranlagen auch au-
ßerhalb der nach Absatz 2 angezeigten Termine und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgt 
werden, wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist.  
 
(5) Der Grundstückseigentümer ist dafür verantwortlich, dass die in Absatz 2 genannten Ab-
wasseranlagen jederzeit zum Zwecke des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und 
sich der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.  
 
(6) Zur Entsorgung der in Absatz 2 genannten Abwasseranlagen ist den Beauftragten der 
Stadt ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben zu 
gewähren.  
 
 
 

IV.  Abwasserbeitrag 

§ 23 
Erhebungsgrundsatz 
 
Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und 
den Ausbau der öffentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag 
wird in Teilbeträgen (§ 34) erhoben. 
 
 
§ 24 
Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen 
der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der ge-
ordneten baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
erfüllt sind. 
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§ 25 
Beitragsschuldner 
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-
tümer des Grundstücks ist. 
 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stel-
le des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehre-
rer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandgemeinschaft beitragspflichtig. 
 
 
§ 26 
Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die zulässige Geschossfläche. Die zulässige Geschoss-
fläche wird nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 28 bis 33 ermittelt. Bei der Ermittlung der 
Geschossfläche wird das Ergebnis auf volle Quadratmeter abgerundet. 
 
 
§ 27 
Grundstücksfläche 
 
(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der 
zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist; 
 
2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht 
oder die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. 
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind Flä-
chen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere 
Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, blei-
ben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch an-
gelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen. 
 
(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberührt. 
 
 
§ 28 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan die Geschossflächenzahl oder Geschossfläche festsetzt 
 
(1) Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoss-
flächenzahl vervielfachte Grundstücksfläche. 
 
(2) Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, gilt diese als zulässige 
Geschossfläche. 
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(3) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 oder 2 zulässige Geschossfläche ge-
nehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
 
§ 29 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Baumassenzahl festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder der Größe der Geschoss-
fläche für ein Grundstück eine Baumassenzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossflä-
che aus der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grundstücksfläche durch 3,5. 
 
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige Bau-
masse genehmigt, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser Bau-
masse durch 3,5. 
 
 
§ 30 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Grundflächenzahl  
oder die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse  
oder die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder Baumassenzahl oder der 
Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der 
zulässigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als zu-
lässige Geschossfläche die mit der Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse verviel-
fachte Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse vervielfachte zulässige 
Grundfläche. 
 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Ge-
stalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit 
der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festge-
setzte Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch  
 
1.    2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(3) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festge-
setzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
 
1.    3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
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allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(4) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 zulässige Grundfläche bzw. höchstzu-
lässige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, so ist diese der Ermittlung der zulässigen Ge-
schossfläche nach Abs. 1 zugrunde zu legen. 
 
(5) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher An-
lagen genehmigt, so ist diese der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 
zugrunde zu legen. 
 
(6) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl 
sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, 
so ist die Firsthöhe gemäß Abs. 3 und 5 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
 
 
§ 31 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung im 
Sinne der §§ 28 bis 30 bestehen 
 
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan keine den §§ 
28 bis 30 entsprechenden Festsetzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
die Grundstücksfläche vervielfacht wird: 
 
 

Baugebiet Zahl der 
Vollgeschosse (Z) 

Geschossflächenzahl 
(GFZ) 

1. In Kleinsiedlungs- 
gebieten bei 

1 
2 

0,3 
0,4 

2. In reinen und 
allgemeinen Wohngebieten, 
Mischgebieten und 
Ferienhausgebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,0 
1,1 
1,2 

3. In besonderen 
Wohngebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,1 
1,4 
1,6 

4. In Dorfgebieten bei  1 
2 und mehr 

 
 

0,5 
0,8 
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5. In Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten  
bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

1,0 
1,6 
2,0 
2,2 
2,4 

      6.  In Wochenendhaus 
        gebieten bei 

1 und 2 0,2 

 
(2) Die Art des Baugebiets i.S. von Abs. 1 ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht fest-
legt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer nähe-
ren Umgebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt. 
 
(3) Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl wird als zulässige Zahl der 
Vollgeschosse 
 
1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist, 
 
a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt. Als Ge-
schosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu legen ist im Falle des  
Absatz 3 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan, im Falle 
des Absatz 3 Nr. 2 in der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltende Fassung der 
LBO. 
 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschossfläche die tat-
sächlich  vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindestens jedoch eine Geschossflächen-
zahl von 0,2. 
 
(5) Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhere Geschosszahl genehmigt, 
so ist diese zugrunde zu legen. 
 
 
§ 32 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken im Außenbereich 
 
(1) Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Vollgeschosse die Höchst-
zahl der tatsächlich vorhandenen bzw. genehmigten Geschosse. Dabei werden die für 
Mischgebiete geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt. 
 
(2) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der zum Zeitpunkt der Beitrags-
entstehung geltenden Fassung. Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss, 
gilt als Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindestens 
jedoch eine Geschossflächenzahl von 0,3. 
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§ 33 
Sonderregelungen 
 
(1) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung ohne Bebau-
ung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die 
Grundstücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 vervielfacht. 
 
(2) Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grundstücksflächen aufgrund 
ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingar-
tenanlagen) gilt eine Geschossflächenzahl von 0,2. 
 
 
§ 34 
Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 
(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstan-
den ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere 
Beiträge erhoben, 
 
1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Geschossflächenzahl oder 
Geschossfläche bzw. genehmigte höhere Geschossfläche überschritten oder eine größe-
re Geschossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein zugelassen wird; 
 
2. soweit in den Fällen des § 32 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird; 
 
3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 
 
4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragsschuld be-
reits entstanden ist, neu gebildet werden. 
 
5. wenn der Beitrag bisher nicht nach einem grundstücksbezogenen Maßstab erhoben wur-
de, und 

a) ein weiteres Gebäude auf dem Grundstück errichtet wird, 
b) ein neues Gebäude anstelle früherer (abgebrochener) Gebäude auf dem Grundstück 

errichtet wird 
c) sich die bauliche Nutzbarkeit des Grundstücks erhöht. 

 
(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 2 die-
ser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine 
weitere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung entfal-
len. 
 
 
§ 35 
Beitragssatz 
 
Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus: 
 
Teilbeiträge je m2 Geschossfläche  (§ 26) 
       
1. für den öffentlichen Abwasserkanal     9,90  Euro 
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2. für den mechanischen und biologischen Teil des Klärwerks   4,20  Euro 
 
 
§ 36 
Entstehung der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 
1. in den Fällen des § 24 Abs. 1, sobald das Grundstück an den öffentlichen Kanal ange-
schlossen werden kann; 
 
2. in den Fällen des § 24 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Geneh-
migung; 
 
3. in den Fällen des § 35 Nr. 2, sobald die Teile der Abwasseranlagen für das Grundstück 
genutzt werden können; 
 
4. in den Fällen des § 34 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. 
dem Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
und 3 BauGB; 
 
5. in den Fällen des § 34 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grund-
buch eingetragen ist; 
 
6. in den Fällen des § 34 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist; 
 
7.  in den Fällen des § 34 Abs.1 Nr. 5 mit der Erteilung der Baugenehmigung; 
 
8. in den Fällen des § 34 Abs. 2, mit dem Wegfall der Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbe-
sondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung gemäß § 34 Abs. 
4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen An-
schlusses von abgegrenzten Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige einer Nutzungs-
änderung gem. § 48 Abs. 7. 
 
(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffentliche Abwasseranlagen 
hätten angeschlossen werden können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, ent-
steht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmi-
gung. 
 
(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend. 
 
 
§ 37 
Fälligkeit 
 
Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebe-
scheids fällig. 
 
 
§ 38 
Ablösung 
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(1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitrags-
schuldner die Ablösung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren. 
 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlich entstehen-
den Beitragsschuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen die-
ser Satzung. 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

V.  Abwassergebühren 

 
§ 39 
Erhebungsgrundsatz 
 
(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen Abwassergebüh-
ren. 
 
(2) Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers gemäß § 43 Abs. 2 wird eine Zählergebühr 
gemäß § 44a erhoben. 
 
 
§ 40 
Gebührenmaßstab 
 
(1)  Die Abwassergebühren werden getrennt für die auf den Grundstücken anfallende 
Schmutzwassermenge (Schmutzwassergebühr, § 42) und für die anfallende Niederschlags-
wassermenge (Niederschlagswassergebühr, § 42a) erhoben. 
 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwassergebühr nach der ein-
geleiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 
 
(3) Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst sich 
die Abwassergebühr nach der Art und Menge des angelieferten Abwassers. 
 
 
§ 41 
Gebührenschuldner 
 
(1) Schuldner der Abwassergebühr (§ 39 Abs. 1) und der Zählergebühr (§ 39 Abs. 2) ist der 
Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers 
Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Gebühren-
schuldner über. 
 
(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 40 Absatz 3 ist derjenige, der das Abwasser 
anliefert. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 
§ 42 
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Bemessung der Schmutzwassergebühr 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im Sinne von § 40 Abs. 1 ist: 
 
1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zugeführte Wassermenge; 
 
2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommene Was-
sermenge; 
 
3. im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser, soweit es als 
Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt wird. 
 
Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete  
Wasser-/Schmutzwassermenge. 
 
(2)  Die Bemessung der Schmutzwassermenge nach Abs. 1 Nrn. 2 und 3 hat durch einen 
zusätzlichen  Wasserzähler (Zwischenzähler) zu erfolgen. Lieferung, Einbau, Unterhaltung 
und Entfernung des Zählers erfolgt ausschließlich durch die Stadt Weinstadt. Die Installation 
der Messeinrichtung ist rechtzeitig vor Inbetriebnahme bei der Stadt zu beantragen. Für die 
Nutzung des Zählers wird eine Zählergebühr (§ 44a) erhoben. 
Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung vom 07.10.2015 finden 
entsprechend Anwendung. 
 
 
§42a 
Bemessung der Niederschlagswassergebühr 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 40 Abs. 1) sind die über-
bauten und darüber hinaus befestigten (versiegelten) Flächen des an die öffentliche Abwas-
serbeseitigung angeschlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser unmittelbar 
oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird. Maßgebend für die Flä-
chenberechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger 
Entstehung der Gebührenpflicht, der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungs-
verhältnisses. 
 
(2) Die versiegelten Flächen (abgerundet auf volle Quadratmeter) werden mit einem Faktor 
multipliziert, der unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit für die ein-
zelnen Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 
 
 
a) Vollständig versiegelte Flächen, z. B. Dachflächen, Asphalt, Beton, Bitumen 

            = Faktor 1,0  
 

b) Stark versiegelte Flächen, z. B. Pflaster, Platten, Verbundsteine, Rasenfugenpflaster; 
Porenpflaster          = Faktor 0,6 
 

c) Wenig versiegelte Flächen, z. B. Kies, Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Gründächer (Substrataufbau mindestens 7 cm)    = Faktor 0,3 
 
 

Für Tiefgaragendächer gelten diese Faktoren entsprechend ihrer Versiegelung. Für versie-
gelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach Buchstaben a) bis 
c), die der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchlässigkeitsgrad am 
nächsten kommt. Die Nachweispflicht obliegt dem Gebührenpflichtigen. Die Stadt kann einen 
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Nachweis durch Kaufbelege, Verlegenachweise, Herstellergutachten zur Versickerungsfähig-
keit oder Nachweise über Substratmächtigkeiten bei Gründächern verlangen.  
 
(3) Flächen, von denen Niederschlagswasser über eine genehmigte Sickermulde, ein Mul-
den-Rigolensystem, einen Staukanal oder eine vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ab-
lauf oder mit Notüberlauf der öffentlichen Abwasseranlage zugeführt wird, werden mit dem 
Faktor 0,3 berücksichtigt.  
 
(4) Flächen, die ausschließlich an Zisternen ohne Überlauf in die öffentliche Abwasseranlage 
angeschlossen sind, bleiben im Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt. Für Flä-
chen, die an Zisternen mit Überlauf in die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind gilt 
folgendes:  
 

a) bei Regenwassernutzung, ausschließlich zur Gartenbewässerung, werden die Flächen       
um 8 m² je m³ Fassungsvolumen reduziert;  
 

b) bei Regenwassernutzung im Haushalt oder Betrieb als Brauchwasser werden die Flä-
chen um 15 m² je m³ Fassungsvolumen reduziert. 

 
Sätze 1 und 2 gelten nur für Zisternen, die unterirdisch oder in Gebäuden fest installiert sind 
sowie ein Mindestfassungsvolumen von je 2 m³ aufweisen. Die zu verringernde Fläche darf 
die tatsächlich vorhandene Fläche, an der die Zisterne angeschlossen ist, nicht übersteigen.  
 
(5) Ermäßigungen aufgrund der Art der Befestigung (Absatz 2) werden bei der Ermäßigung 
gemäß Absatz 3 und 4 nicht berücksichtigt.  
 
(6) Änderungen der in Absatz 1 bis 4 beschriebenen Entwässerungsverhältnisse hat der 
Grundstückseigentümer der Stadt unverzüglich anzuzeigen. Bei der Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr werden Flächenänderungen ab 10 m² ab dem der Anzeige folgenden 
Jahr berücksichtigt.  
 
 
§ 43 
Absetzungen 
 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 
wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwas-
sergebühr (§ 42) abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts wegen. 
 
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines 
besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers 
ausschließlich von der Stadt geliefert, eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im 
Eigentum der Stadt. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung 

vom 07. 10. 2015  finden entsprechend Anwendung. 

 
 
(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch ei-
nen Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1 
 
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen:   15 m³/Jahr, 
 
2. je Vieheinheit bei Geflügel:          5 m³/Jahr. 
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Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird von der gesamten verbrauch-
ten Wassermenge abgesetzt. Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten 
zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der 
Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende 
Jahr richtet. 
 
(4)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 
 
 
§ 44 
Höhe der Abwassergebühren 
 
(1)  Die Schmutzwassergebühr (§ 42) und die Gebühr für sonstige Einleitungen 
(§ 8 Absatz 3) beträgt je m³ Abwasser oder Wasser:          2,20 EUR  
 
(2)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 42a) beträgt je m² versiegelter Fläche: 0,36 EUR  
 
(3)  Für Schmutzwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht 
wird (§ 40 Absatz 3), beträgt die Schmutzwassergebühr je Kubikmeter Abwasser:  
 
a) bei Schmutzwasser aus Kleinkläranlagen, Bauaborten, Trockenaborten      8,25 EUR 
 
b) bei Schmutzwasser aus geschlossenen Gruben mit Spülaborten       2,77 EUR  
 
c) soweit Schmutzwasser keiner Anlage nach a) oder b) zuzuordnen ist       1,40 EUR  
 
(4)  Neben den Schmutzwassergebühren nach Absatz 3 wird eine Verwaltungsgebühr von 
7,50 EUR je Anlieferung (Fuhre) erhoben.  
 
(5) Andere Anlieferungen, wie Schlämme und Schmutzwasser aus Kellereien und Mostereien 
wie Absatz 1, wobei der jeweilige Starkverschmutzerzuschlag (44b) separat durch Untersu-
chung zu ermitteln ist.  
 
(6)  Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 42a während 
des Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht be-
steht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt.  
 
 
§ 44a 
Zählergebühr 
 
Die Zählergebühr richtet sich nach § 43 Abs.1 und 2 der Wasserversorgungssatzung vom 

07. 10. 2015. 

 
 
§ 44b 
Starkverschmutzerzuschläge 
 
(1) Überschreitet das eingeleitete Schmutzwasser die nachfolgend festgelegten Werte (stark 
verschmutztes Abwasser), erhöht sich der Gebührensatz (§ 44 Abs. 1) entsprechend der 
stärkeren Verschmutzung wie folgt:  
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 131 
 

1. bei Schmutzwasser mit einem Gehalt an absetzbaren Stoffen von 301 bis 450 mg/l um 
8 v.H., für jedes weitere angefangene 150 mg/l um jeweils weitere 8 v.H.;  
 
2. bei Schmutzwasser mit einer Konzentration an chemisch oxidierbaren Stoffen, gemessen 
am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von 601 bis 750 mg/l um 4,25 v.H., für jedes weitere 
angefangene 150 mg/l um jeweils weitere 4,25 v.H.  
 
(2) Die Zuschläge nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 werden nebeneinander erhoben.  
 
 
§ 44c  
Verschmutzungswerte  
 
(1) Die Verschmutzungswerte von stark verschmutztem Schmutzwasser werden durch die 
Stadt nach Mittleren Verschmutzungswerten festgesetzt. Dabei werden die Verschmut-
zungswerte zugrunde gelegt, die sich aus dem arithmetischen Mittel von mindestens 4 
Schmutzwasseruntersuchungen ergeben. Die Schmutzwasseruntersuchungen werden inner-
halb des Veranlagungszeitraums in einem Abstand von mindestens einer Woche durchge-
führt.  
 
(2) Für die Schmutzwasseruntersuchungen nach Absatz 1 werden an jeder Einleitungsstelle 
qualifizierte Stichproben entnommen. Dies entspricht einer Schmutzwassermischung aus 
mindestens fünf, höchstens 24 Stichproben. Die Stichproben sind im Abstand von nicht we-
niger als zwei Mi-nuten und nicht mehr als zwölf Stunden zu entnehmen.  
 
(3) Den Werten nach Absatz 1 liegen folgende Analyseverfahren zugrunde:  
 
1. Absetzbare Stoffe:  
Massenkonzentration der absetzbaren Stoffe DIN 38409 Teil 10 (in der jeweils gültigen Fas-
sung). 
  
2. Chemisch-oxidierbare Stoffe:  
chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) DIN 38 409 H 41 (in der jeweils gültigen Fassung).  
 
Der Gebührenschuldner ist verpflichtet, der Stadt mitzuteilen, ob in den Schmutzwasserpro-
ben anorganische Verbindungen, die unter Reaktionsbedingungen oxidiert werden, zu erwar-
ten sind. Diese sind separat zu bestimmen und in Abzug zu bringen.  
Die Verschmutzungswerte beziehen sich auf Untersuchungen von Schmutzwasser im nach 
zwei Stunden abgesetzten Zustand. 
 
 
§ 45 
Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) In den Fällen des § 40 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ab-
lauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf 
des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsver-
hältnisses. 
 
(2) In den Fällen des § 41 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 
Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für 
den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
 
(3) In den Fällen des § 40 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einlei-
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tung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 
 
(4) In den Fällen des § 40 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Ab-
wassers. 
 
(5) Die Gebührenschuld gemäß § 40 Abs. 1 ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht 
als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 
 
 
 
§ 46 
Vorauszahlungen 
 
(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner 
Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalenderviertel-
jahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeitraumes, entstehen die 
Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden Kalendervierteljahres. 
 
(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahreswasserverbrauchs 
bzw. ein Viertel der zuletzt festgestellten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 42a zugrunde 
zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht werden der voraussichtliche Jahres-
wasserverbrauch und die voraussichtliche Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt. 
 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebüh-
renschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 
 
(4) In den Fällen des § 40 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
 
 
§ 47 
Fälligkeit 
 
(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 46) geleistet worden, gilt dies 
nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die Gebüh-
renschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 
 
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 46 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zah-
lung fällig. 
 
 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten  

 
 
§ 48 
Anzeigepflicht 
 
(1) Binnen eines Monats sind der Stadt anzuzeigen:  
 

a) der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentlichen (zentralen oder dezentralen) 
Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücks. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 133 
 

oder einem sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht.  
 

b) die Inbetriebnahme und das Verfahren (Art der Abwasserbeseitigung) von Kleinkläran-
lagen oder geschlossenen Gruben.  

 
Anzeigepflichtig sind der Veräußerer und der Erwerber. 
 
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebührenschuldner 
der Stadt anzuzeigen: 
 
a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen Wasserversorgungsanlage; 
 
b) das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser genutzte Niederschlagswas-
ser (§ 42 Abs. 1 Nr. 3); 
 
c) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 Abs. 3). 
 
(3) Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die öffentli-
che Abwasserbeseitigung, hat der Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grundstücks-
flächen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird 
(§ 42a Abs. 1) der Stadt in prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuldner sei-
nen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, werden die Berechnungsgrundlagen für die 
Niederschlagswassergebühr von der Stadt geschätzt. 
 
(4) Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 1:1000 mit Eintrag der 
Flurstücks-Nummer. Die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-
stücksflächen sind unter Angabe der in § 42a Abs. 2 aufgeführten Versiegelungsarten 
und der für die Berechnung der Flächen notwendigen Maße rot zu kennzeichnen. Die 
Stadt stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur Verfügung. 
 
(5) Ändert sich die versiegelte, abflusswirksame Fläche, der Versiegelungsgrad oder die an 
Zisternen angeschlossene Fläche des Grundstücks um mehr als 10 m2, ist die Änderung in-
nerhalb eines Monats der Stadt anzuzeigen. 
 
(6) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines Grund-
stücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Stadt mitzuteilen: 
 
a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers; 
 
b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen 
oder damit zu rechnen ist: 
 
c) Betriebsstörungen oder erkennbare Mängel an den Anschlusskanälen. 
 
(7) Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Stadt mitzuteilen, wenn die 
Voraussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 27 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und 
§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich 
oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlos-
sen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. 
 
(8)  Binnen eines Monats nach dem Anfall von Abwasser, das einen Verschmutzungsgrad 
annimmt, der nach §§ 44b und 44c einen erhöhten Gebührensatz auslösen kann, ist dies der 
Stadt vom Gebührenschuldner anzuzeigen.  
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(9) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorübergehend, außer Betrieb 
gesetzt, hat der Grundstückeigentümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der 
Grundstücksanschluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann. 
 
(10) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des Absatzes 
1 der bisherige Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt 
bis zum Eingang der Anzeige bei der Stadt entfallen. 
 
 
§ 49 
Haftung der Stadt 
 
(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstörungen, die die Stadt 
nicht zu vertreten hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder tre-
ten Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von Naturereignissen wie 
Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserab-
lauf verursacht sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Schadenersatz.  
Dasselbe gilt, wenn die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen wegen höherer Ge-
walt, Betriebsstörungen, Witterungseinflüssen, Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen 
nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann.  
Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von Beiträgen oder Gebühren entsteht in 
keinem Fall. 
 
(2) Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 20) 
bleibt unberührt. 
 
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Stadt nur für Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit. 
 
 
§ 50 
Haftung der Grundstückseigentümer 
 
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft verursachte Schäden, 
die infolge einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechen-
den Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustands der Grundstücksentwässerungs-
anlagen entstehen. Sie haben die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die we-
gen solcher Schäden geltend gemacht werden. 
 
 
§ 51 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig 
 
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Stadt überlässt; 
 
2. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die für einleitbares Abwasser vorge-
gebenen Richtwerte überschreitet; 
 
3. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in öffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet; 
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4. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung in öf-
fentliche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen 
sind; 
 
5. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 
unterliegt, ohne besondere Genehmigung der Stadt in öffentliche Abwasseranlagen einlei-
tet; 
 
6. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht ausschließlich von der Stadt herstel-
len, unterhalten, erneuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt; 
 
7. entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Stadt eine Grundstücksentwäs-
serungsanlage herstellt, anschließt oder ändert oder eine öffentliche Abwasseranlage benutzt 
oder die Benutzung ändert; 
 
8. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 
Absätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder betreibt; 
 
9. entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht 
rechtzeitig vornimmt; 
 
10. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und derglei-
chen oder Handtuchspender mit Spülvorrichtungen an seine Grundstücksentwässerungsan-
lage anschließt; 
 
11. entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanlage vor der Abnahme in Betrieb 
nimmt. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 47 Absätze 1 bis 9 nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. 
 
 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 52 
Inkrafttreten 
 
(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, 
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabeschuld gegolten haben. 
 
(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 
08.12.2011 (mit allen späteren Änderungen) außer Kraft.    
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7. Neufassung der Satzung über den Anschluss an die 

öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versor-
gung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversor-
gungssatzung) zum 01.01.2016 

BU Nr. 171/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet. 
 
Es folgt ein kurzer Austausch.      
 
Das Gremium beschließt einstimmig folgende  
 
Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die 
Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung − WVS) 

 
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 
Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der 
Gemeinderat der Stadt Weinstadt am 7.10.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 
Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung 
 
Die Stadt Weinstadt betreibt die Wasserversorgung als Zweig des Eigenbetriebs „Stadtwerke 
Weinstadt“  zu dem Zweck, das Stadtgebiet mit Trinkwasser zu versorgen. Art und Umfang 
der Wasserversorgungsanlagen bestimmt die Stadt. 
 
 
§ 2 
Anschlussnehmer, Wasserabnehmer 
 
(1) Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, dem Erbbauberechtigte, Wohnungsei-
gentümer, Wohnungserbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte gleichstehen. 
 
(2) Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sonstigen zur Entnahme von 
Wasser auf dem Grundstück Berechtigten sowie jeder, der der öffentlichen Wasserversor-
gung tatsächlich Wasser entnimmt. 
 
 
§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks ist berechtigt, den An-
schluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit Trink-
wasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 
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(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die 
durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer können 
nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Ver-
sorgungsleitung geändert wird. 
 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann abge-
lehnt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sons-
tigen technischen oder betrieblichen Gründen der Stadt erhebliche Schwierigkeiten bereitet 
oder besondere Maßnahmen erfordert. 
(4) Die Stadt kann im Falle der Absätze 2 und 3 den Anschluss und die Benutzung gestat-
ten, sofern der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zu-
sammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 
 
 
§ 4 
Anschlusszwang 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind verpflich-
tet, diese Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn 
sie an eine öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung grenzen oder 
ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße durch einen Privatweg haben. Befin-
den sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Men-
schen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. 
 
(2) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, 
wenn der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt einzureichen. 
 
 
§ 5 
Benutzungszwang 
 
(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, 
haben die Wasserabnehmer ihren gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken. Ausge-
nommen hiervon ist die Nutzung von Niederschlagswasser für Zwecke der Gartenbewässe-
rung. 
 
(2) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabnehmer auf Antrag befreit, 
wenn die Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Er-
fordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 
 
(3) Die Stadt räumt dem Wasserabnehmer darüber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich 
Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm gewünschten Ver-
brauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschränken. 
 
(4) Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei 
der Stadt einzureichen. 
 
(5) Der Wasserabnehmer hat der Stadt vor Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mittei-
lung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Ei-
genanlage keine Rückwirkungen in die öffentliche Wasserversorgungsanlage möglich sind. 
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§ 6 
Art der Versorgung 
 
(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Re-
geln der Technik für Trinkwasser entsprechen. Die Stadt ist verpflichtet, das Wasser unter 
dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung des üblichen Bedarfs in dem betref-
fenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den 
Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des Was-
serabnehmers möglichst zu berücksichtigen. 
 
(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers, 
die über die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erfor-
derlichen Vorkehrungen zu treffen. 
 
 
§ 7 
Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei Versorgungsunterbrechungen 
 
(1) Die Stadt ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfü-
gung zu stellen. Dies gilt nicht, 
 
1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung 
erforderlich oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind, 
 
2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch höhere Gewalt oder sonstige Um-
stände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. 
 
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendi-
ger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadt hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unver-
züglich zu beheben. 
 
(3) Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten 
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur 
Unterrichtung entfällt, wenn sie 
 
1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Stadt dies nicht zu vertreten hat  
  oder 
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. 
 
 
§ 8 
Verwendung des Wassers, sparsamer Umgang 
 
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Anschlussnehmers, seiner Mieter und 
ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist 
nur mit schriftlicher Zustimmung der Stadt zulässig. Diese muss erteilt werden, wenn dem 
Interesse an der Weiterleitung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entge-
genstehen. 
 
(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Satzung oder 
aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen 
sind. Die Stadt kann die Verwendung für bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur 
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Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist. 
 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der Stadt vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehen-
den Zwecken. 
 
(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen 
vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der Stadt 
mit Wasserzählern zu benutzen. 
 
(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, sind 
über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Stadt zu 
treffen. 
 
(6) Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sorgsam umzugehen. Die Was-
serabnehmer werden aufgefordert, wassersparende Verfahren anzuwenden, soweit dies ins-
besondere wegen der benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt zu-
mutbar und aus hygienischen Gründen vertretbar ist. 
 
 
§ 9 
Unterbrechung des Wasserbezugs 
 
(1) Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger als drei Monate einstellen, so hat er 
dies der Stadt mindestens zwei Wochen vor der Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der 
Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche Mitteilung eingestellt, so haftet der An-
schlussnehmer der Stadt für die Erfüllung sämtlicher sich aus der Satzung ergebenden Ver-
pflichtungen. 
 
(2) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses verlangen, 
ohne damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 
 
 
§ 10 
Einstellung der Versorgung 
 
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Wasserabnehmer 
den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 
 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwehren, 
 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 
 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen 
auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 
 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung einer fälligen Abga-
benschuld trotz Mahnung, ist die Stadt berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach 
Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Wasserabnehmer darlegt, dass die Fo l-
gen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hin-
reichende Aussicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. Die Stadt kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung andro-
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hen. 
 
(3) Die Stadt hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für 
ihre Einstellung entfallen sind und der Wasserabnehmer die Kosten der Einstellung und Wie-
deraufnahme der Versorgung ersetzt hat. 
 
 
§ 11 
Grundstücksbenutzung 
 
(1) Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen 
Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgelt-
lich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung ange-
schlossen sind, die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Was-
serversorgung genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den An-
schlussnehmer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der 
beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Stadt zu 
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich der Versorgung des Grundstücks, so hat der 
Anschlussnehmer die Kosten zu tragen. 
 
(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfernung der 
Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Stadt noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie 
für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 
 
§ 12 
Zutrittsrecht 
 
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Stadt, im 
Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-Württemberg und des § 99 der Abgaben-
ordnung, den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 genannten Einrichtungen, zu ge-
statten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger 
Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der 
Messeinrichtungen (Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die Gebührenbe-
messung erforderlich ist. 
 

II.  Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers, Messeinrichtungen 

 
§ 13 
Anschlussantrag 
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Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und jede Änderung des Hausan-
schlusses ist vom Anschlussnehmer unter Benutzung eines bei der Stadt erhältlichen Vor-
drucks für jedes Grundstück zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere folgende Unter-
lagen beizufügen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst 
ergeben: 
 
1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten Anlage des Anschlussneh-
mers (Wasserverbrauchsanlage); 
 
2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserverbrauchsanlage 
eingerichtet oder geändert werden soll; 
 
3. eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (z.B.  von Gewerbebetrieben usw.), 
für die auf dem Grundstück Wasser verwendet werden soll, sowie die Angabe des geschätz-
ten Wasserbedarfs; 
 
4. Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage; 
 
5. im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklärung zur Übernahme der mit dem Bau und 
Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten. 
 
 
§ 14 
Haus- und Grundstücksanschlüsse 
 
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Anlage 
des Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet 
mit der Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschlüsse werden von der Stadt hergestellt, unter-
halten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 
 
(2) Diejenigen Teile des Hausanschlusses, die in öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verlaufen (Grundstücksanschlüsse) sind Teil der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
und stehen im Eigentum der Stadt. Im Übrigen sind sie Teil der Anlage des Anschlussneh-
mers (§ 17) und stehen in dessen Eigentum. 
 
(3)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung werden nach 
Anhörung des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der 
Stadt bestimmt.  
 
(4) Die Stadt kann auf Antrag des Anschlussnehmers weitere Grundstücksanschlüsse sowie 
vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten 
Grundstücksanschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 37) neu 
gebildet werden. 
 
(5) Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung muss stets möglich sein; 
sie sind vor Beschädigung zu schützen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Vorausset-
zungen für die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwir-
kungen auf den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. Jede Beschädigung des 
Hausanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Störun-
gen sind der Stadt unverzüglich mitzuteilen. 
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§ 15 
Kostenerstattung 
 
(1) Der Anschlussnehmer hat der Stadt zu erstatten: 
 
1. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der 
notwendigen Hausanschlüsse.  
 
2. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der 
weiteren, vorläufigen und vorübergehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4). Zu diesen Kosten 
gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zustands auf den durch 
die Arbeiten beanspruchten Flächen. 
 
(2) Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschlusstrommel im Hydrantenschacht ab 
(württ. Schachthydrantensystem), so wird der Teil der Anschlussleitung, der neben der Ver-
sorgungsleitung verlegt ist, bei der Berechnung der Kosten nach Absatz 1 unberücksichtigt 
gelassen. Die Kosten für die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Besei-
tigung dieser Teilstrecke trägt die Stadt. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Haus-
anschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch 
wird binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig.  
 
(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausanschlussleitung, so ist für die 
Teile der Anschlussleitung, die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, 
allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden Grundstücks ersatzpflichtig. 
Soweit Teile der Hausanschlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke als Gesamtschuldner er-
satzpflichtig. 

 
(5)  Vor der Ausführung einer Maßnahme nach  Abs. 1 hat der Anschlussnehmer eine Vo-
rauszahlung in Höhe von 80 von hundert der voraussichtlichen Gesamtkosten an die Stadt zu 
entrichten.  
 
 
§ 16 
Private Anschlussleitungen 
 
(1) Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu unterhalten, zu än-
dern und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten sind vom Anschlussnehmer zu 
tragen. 
 
(2) Entspricht eine solche Anschlussleitung nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den 
Bestimmungen der DIN 1988 und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der Stadt, und ver-
zichtet der Anschlussnehmer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist die An-
schlussleitung auf sein Verlangen von der Stadt zu übernehmen. Dies gilt nicht für Leitungen 
im Außenbereich (§ 35 BauGB). 
 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an privaten Grundstücksanschlüs-
sen sind der Stadt vom Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen. 
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§ 17 
Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhaltung der 
Anlage hinter dem Hausanschluss − mit Ausnahme der Messeinrichtungen der Stadt − ist 
der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten 
vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.  
 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage und wesent-
liche Veränderungen dürfen nur durch die Stadt oder ein von der Stadt zugelassenes Installa-
tionsunternehmen erfolgen. Die Stadt ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwa-
chen. 
 
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können plombiert werden. 
Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des Anschlussnehmers gehören, unter Plom-
benverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die 
dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Stadt zu veranlassen. 
 
(4) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechen. Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 1 wird vermutet, 
wenn eine CE-Kennzeichnung für den ausdrücklichen Einsatz im Trinkwasserbereich vorhanden 
ist. Sofern diese CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch vermutet, wenn das 
Produkt oder Gerät ein Zeichen eines akkreditierten Branchenzertifizierers trägt, insbesondere 
das DIN-DVGW-Zeichen oder DVGW-Zeichen und das KTW-Zeichen. Produkte und Geräte, die 
 
1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
rechtmäßig hergestellt worden sind oder 
 
2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in der Türkei rechtmäßig 
hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden sind 
 
und die nicht den technischen Spezifikationen der Zeichen nach Satz 3 entsprechen, werden 
einschließlich der in den vorgenannten Staaten durchgeführten Prüfungen und Überwachun-
gen als gleichwertig behandelt, wenn mit ihnen das in Deutschland geforderte Schutzniveau 
gleichermaßen dauerhaft erreicht wird. 
 
(5) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Störungen anderer 
Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
 
 
§ 18 
Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Die Stadt oder deren Beauftragte schließen die Anlage des Anschlussnehmers an das 
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 
 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Stadt über das Installationsunternehmen zu 
beantragen. 
 
 
§ 19 
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Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Anlage des Anschlussnehmers vor und nach ihrer Inbetrieb-
setzung zu überprüfen. Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel auf-
merksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen er-
warten lassen, so ist die Stadt berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; 
bei Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu verpflichtet. 
 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung der Anlage sowie durch deren An-
schluss an das Verteilungsnetz übernimmt die Stadt keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine 
Gefahr für Leib und Leben darstellen. 
 
 
§ 20 
Technische Anschlussbedingungen 
 
Die Stadt ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Hausanschluss und ande-
re Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des 
Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den anerkannten Regeln der 
Technik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von 
der vorherigen Zustimmung der Stadt abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur 
verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung gefähr-
den würde. 
 
 
§ 21 
Messung 
 
(1) Die Stadt stellt die verbrauchte Wassermenge durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) 
fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrich-
tungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt werden, wenn 
die Kosten der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs stehen. 
 
(2) Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie Messung der verbrauchten 
Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort 
der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung 
und Entfernung der Messeinrichtungen Aufgabe der Stadt. Sie hat den Anschlussnehmer 
anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchti-
gung einer einwandfreien Messung möglich ist; der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 
Kosten zu tragen. 
 
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Mes-
seinrichtungen, soweit ihn daran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen 
und Störungen dieser Einrichtungen der Stadt unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 
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(4) Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung ist dem Wasserabnehmer ge-
stattet. Alle den Zwischenzähler betreffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Stadt ist 
nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwischenzählers der Wasserzinsberechnung 
zugrunde zu legen. 
 
 
§ 22 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 
 
(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 2 Abs. 4 des Eichge-
setzes verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prüfung nicht bei der Stadt, so 
hat er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen. 
 
(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Stadt zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Wasserabnehmer. 
 
 
§ 23 
Ablesung 
 
(1) Die Messeinrichtungen sind nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer selbst 
abzulesen. Die Ableseergebnisse sind in den von der Stadt hierfür übermittelten Vordruck 
einzutragen. Der ausgefüllte Vordruck ist an die angegebene Erfassungsstelle zurückzusen-
den. Alternativ kann der Zählerstand elektronisch über die Internetseite der Stadt übermittelt 
werden. 
 
(2) Geht der ausgefüllte Vordruck nicht innerhalb einer von der Stadt gesetzten, angemes-
senen Frist bei dieser ein, darf sie den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung 
schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 
§ 12 bleibt davon unberührt. 
 
 
§ 24 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Die Stadt kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner 
Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn 
 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhältnismäßig lang 
sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden können, oder 
 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 
 
(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand 
und jederzeit zugänglich zu halten. 
 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf seine Kosten verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung 
ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 
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III.  Wasserversorgungsbeitrag 

 
§ 25 
Erhebungsgrundsatz 
 
Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und 
den Ausbau der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag. 
 
 
§ 26 
Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene 
Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen 
der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der ge-
ordneten baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen. 
 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 
 
 
§ 27 
Beitragsschuldner 
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-
tümer des Grundstücks ist. 
 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stel-
le des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehre-
rer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandgemeinschaft beitragspflichtig. 
 
 
§ 28 
Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die zulässige Geschossfläche. Die zulässige 
Geschossfläche wird nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 29 bis 34 ermittelt. Bei der 
Ermittlung der Geschossfläche wird das Ergebnis auf volle Quadratmeter abgerundet. 
 
 
§ 29 
Grundstücksfläche 
 
(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
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1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der 
zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist; 
 
2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB nicht be-
steht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche 
bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zugewandten Grund-
stücksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hin-
aus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, 
die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, 
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschlie-
ßungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksich-
tigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen. 
 
(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberührt. 
 
 
§ 30 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan die Geschossflächenzahl oder Geschossfläche festsetzt 
 
(1) Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoss-
flächenzahl vervielfachte Grundstücksfläche. 
 
(2) Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, gilt diese als zulässige 
Geschossfläche. 
 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Absatz 1 oder 2 zulässige Geschossfläche geneh-
migt, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
 
§ 31 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Baumassenzahl festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder der Größe der Geschoss-
fläche für ein Grundstück eine Baumassenzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossflä-
che aus der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grundstücksfläche durch 3,5. 
 
(2) Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige 
Baumasse genehmigt, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser 
Baumasse durch 3,5. 
 
 
§ 32 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Grundflächenzahl  
oder die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse  
oder die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder Baumassenzahl oder der 
Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der 
zulässigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als zu-
lässige Geschossfläche die mit der Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse verviel-
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fachte Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse vervielfachte zulässige 
Grundfläche. 
 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Ge-
stalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit 
der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festge-
setzte Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch 
 
1.    2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(3) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festge-
setzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
 
1.    3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(4) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Absatz 1 zulässige Grundfläche bzw. höchstzu-
lässige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, so ist diese der Ermittlung der zulässigen Ge-
schossfläche nach Absatz 1 zugrunde zu legen. 
 
(5) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher An-
lagen genehmigt, so ist diese der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 und 3 
zugrunde zu legen. 
 
(6) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl 
sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, 
so ist die Firsthöhe gemäß Absatz 3 und 5 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
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§ 33 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung im 
Sinne der §§ 30 bis 32 bestehen 
 
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan keine den §§ 
30 bis 32 entsprechenden Festsetzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
die Grundstücksfläche vervielfacht wird: 
 

Baugebiet Zahl der 
Vollgeschosse (Z) 

Geschossflächenzahl 
(GFZ) 

6. In Kleinsiedlungs- 
gebieten bei 

1 
2 

0,3 
0,4 

7. In reinen und 
allgemeinen Wohngebieten, 
Mischgebieten und 
Ferienhausgebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,0 
1,1 
1,2 

8. In besonderen 
Wohngebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,1 
1,4 
1,6 

9. In Dorfgebieten bei  1 
2 und mehr 

0,5 
0,8 

10. In Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten  
bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

1,0 
1,6 
2,0 
2,2 
2,4 

      6.  In Wochenendhaus- 
         gebieten bei 

1 und 2 0,2 

 
(2) Die Art des Baugebiets i.S. von Absatz 1 ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht fest-
legt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer nähe-
ren Umgebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt. 
 
(3) Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl wird als zulässige Zahl der 
Vollgeschosse 
 
1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist 
 
a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt. Als Ge-
schosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu legen ist im Falle des Satzes 1 
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Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan, im Falle des Sat-
zes 1 Nr. 2 in der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung der LBO.  
 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschossfläche die tat-
sächlich  vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindestens jedoch eine Geschossflächen-
zahl von 0,2. 
 
(5) Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhere Geschosszahl genehmigt, 
so ist diese zugrunde zu legen. 
 
 
§ 34 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche 
bei Grundstücken im Außenbereich 
 
(1) Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Vollgeschosse die Höchst-
zahl der tatsächlich vorhandenen bzw. genehmigten Geschosse. Dabei werden die für 
Mischgebiete geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt. 
 
(2) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der zum Zeitpunkt der Beitrags-
entstehung geltenden Fassung. Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss, 
gilt als Geschossfläche die  tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindes-
tens jedoch eine Geschossflächenzahl von 0,3. 
 
 
§ 35 
Sonderregelungen 
 
(1) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung ohne Bebau-
ung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die 
Grundstücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 vervielfacht. 
 
(2) Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grundstücksflächen aufgrund 
ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, 
Kleingartenanlagen) gilt eine Geschossflächenzahl von 0,2. 
 
 
§ 36 
Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 
(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstan-
den ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere 
Beiträge erhoben, 
 
1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Geschossflächenzahl oder 
Geschossfläche bzw. genehmigte höhere Geschossfläche überschritten oder eine größe-
re Geschossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein zugelassen wird; 
 
2. soweit in den Fällen des § 34 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird; 
 
3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 
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4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragsschuld be-
reits entstanden ist, neu gebildet werden; 
 
5.  wenn der Beitrag bisher nicht nach einem grundstücksbezogenen Maßstab erhoben wur-
de, und 

d) ein weiteres Gebäude auf dem Grundstück errichtet wird, 
e) ein neues Gebäude anstelle früherer (abgebrochener) Gebäude auf dem Grundstück 

errichtet wird 
f) sich die bauliche Nutzbarkeit des Grundstücks erhöht. 

 
(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 die-
ser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine 
weitere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung entfal-
len. 
 
 
§ 37 
Beitragssatz 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2) Geschossfläche (§ 28)  
7,30 Euro. 
 
 
§ 38 
Entstehung der Beitragsschuld 
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 
1. in den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann; 
 
2. in den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Geneh-
migung; 
 
3. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. 
dem Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
und 3 BauGB; 
 
4. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grund-
buch eingetragen ist; 
 
5. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist; 
 
6. in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 5 mit der Erteilung der Baugenehmigung. 
 
7.  in den Fällen des § 36 Abs. 2, mit dem Wegfall der Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung nach § 29  Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbe-
sondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung gemäß § 34 Abs. 
4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen An-
schlusses von abgegrenzten Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige einer Nutzungs-
änderung gem. § 50 Abs. 3. 
 
(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffentliche Wasserversorgung 
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hätten angeschlossen werden können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, ent-
steht die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmi-
gung. 
 
(3) Mittelbare Anschlüsse (z. B. über bestehende Hausanschlüsse) stehen dem unmittelba-
ren Anschluss an öffentliche Wasserversorgungsanlagen gleich. 
 
 
§ 39 
Fälligkeit 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids 
fällig. 
 
 
§ 40 
Ablösung 
 
(1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitrags-
schuldner die Ablösung des Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren. 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlich entstehen-
den Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

IV.  Benutzungsgebühren 

 
§ 41 
Erhebungsgrundsatz 
 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen Grund- und 
Verbrauchsgebühren. 
 
 
§ 42 
Gebührenschuldner 
 
(1) Schuldner der Benutzungsgebühren ist der Anschlussnehmer. Beim Wechsel des Ge-
bührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Ka-
lendermonats auf den neuen Gebührenschuldner über. 
 
(2) In den Fällen des § 44 Abs. 3 ist Gebührenschuldner der Wasserabnehmer. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 
§ 43 
Grundgebühr 
 
(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben (Zählergebühr).  
Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße bis: 
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Q N 6 10 15 50 80 100 

EURO/Jahr 32,40 40,20 66,00 150,00 177,00 210,00 

 
Sie beträgt bei Verbundzählern mit einer Nenngröße bis: 
 

V 50 80 100 

EURO/Jahr 312,00 384,00 462,00 

 
 
(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem der Wasserzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 
 
(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen 
länger als einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung (abgerundet auf 
volle Monate) keine Grundgebühr berechnet. 
 
 
§ 44 
Verbrauchsgebühren 
 
(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 45) berechnet.  
Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,25 Euro. 
 
(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, be-
trägt die Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 2,25 Euro. 
 
(3) Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Münzwasserzähler festgestellt,  
beträgt die Gebühr (einschließlich Grundgebühr gem. § 43 und Umsatzsteuer gem. § 54) pro 
Kubikmeter das 3-fache der Verbrauchsgebühr nach Absatz 1. 
 
 
§ 45 
Gemessene Wassermenge 
 
(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als Gebührenbemessungs-
grundlage, wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen 
oder Rohrbrüche hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist. 
 
(2) Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der Wasserzähler über die nach der Eichord-
nung zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zähler stehen 
geblieben, so schätzt die Stadt den Wasserverbrauch gemäß § 162 Abgabenordnung. 
 
 
§ 46 
Verbrauchsgebühr bei Bauten 
 
(1) Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete Wasser nicht durch einen Was-
serzähler festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchsgebühr erhoben. 
 
(2) Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender pauschaler Wasserverbrauch: 
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1. Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebäuden werden je 100 Kubikmeter um-
bautem Raum 10 Kubikmeter als pauschaler Wasserverbrauch zugrundegelegt; Gebäude 
mit weniger als 100 Kubikmeter umbautem Raum bleiben gebührenfrei.  
Bei Fertigbauweise werden der Ermittlung des umbauten Raumes nur die Keller- und Un-
tergeschosse zugrundegelegt. 
 
2. Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fallen, werden je angefangene 10 
Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk 4 Kubikmeter als pauschaler Wasserverbrauch zu-
grundegelegt; Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk bleiben 
gebührenfrei. 
 
 
§ 47 
Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1) In den Fällen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr 
mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor 
Ablauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des Benutzungs-
verhältnisses. 
 
(2) In den Fällen des § 42 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 
Anschlussnehmer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für den 
neuen Anschlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
 
(3) In den Fällen des § 44 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld mit der Beendigung der 
Baumaßnahme, spätestens mit Einbau einer Messeinrichtung nach § 21. 
 
(4) In den Fällen des § 46 entsteht die Gebührenschuld mit Beginn der Bauarbeiten. 
 
(5) In den Fällen des § 44 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Wasserentnahme. 
 
(6) Die Gebührenschuld gemäß § 43 und § 44 ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbau-
recht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 
 
 
§ 48 
Vorauszahlungen 
 
(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner 
Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalenderviertel-
jahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeitraumes, entstehen die 
Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden Kalendervierteljahres. 
 
(2) Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des Jahreswasserverbrauchs des Vorjahres und 
der Grundgebühr (§ 42) zugrunde gelegt. Beim erstmaligen Beginn der Gebührenpflicht wer-
den die Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grundgebühr, des Verbrauchsgebührensat-
zes und des geschätzten Jahreswasserverbrauchs des laufenden Jahres ermittelt. 
 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebüh-
renschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 
 
(4) In den Fällen des § 44 Abs. 2 und 3 sowie des § 46 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
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§ 49 
Fälligkeit 
 
(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 47) geleistet worden,  
gilt dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist  
die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbe-
trag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 
 
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 47 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zah-
lung fällig. 
 
(3) In den Fällen des § 43 Abs. 3 wird die Gebührenschuld mit der Wasserentnahme fällig. 
 
 

V.  Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung 

 
§ 50 
Anzeigepflichten 
 
(1) Binnen eines Monats sind der Stadt anzuzeigen 
 
1. der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche Wasserversorgung angeschlos-
senen Grundstücks; entsprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie beim Wohnungs- und Tei-
leigentum; 
 
2. Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlage sowie die Verwendung zusätzli-
cher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch die Größen für die Gebührenbemessung 
ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 
 
(2) Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Erwerber, nach Abs. 1 Nr. 2 der 
Anschlussnehmer. 
 
(3) Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Stadt mitzuteilen, wenn die Vo-
raussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gem. § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 
31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich 
oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche Wasserversorgung ange-
schlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden.  
 
(4) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der 
bisherige Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Anzeige bei der Stadt entfallen. 
 
§ 51 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserversorgung anschließt, 
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2. entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversorgung 
entnimmt, 
 
3. entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung der Stadt weiterlei-
tet, 
 
4. entgegen § 14 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlusses nicht unverzüglich der Stadt 
mitteilt, 
 
5. entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschriften der Satzung, anderer 
gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, erweitert, ändert oder unterhält, 
 
6. entgegen § 17 Abs. 4 Materialien und Geräte verwendet, die nicht entsprechend den an-
erkannten Regeln der Technik beschaffen sind, 
 
7. entgegen § 17 Abs. 5 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass Störungen 
anderer Anschlussnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt bzw. Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers eintreten. 
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Abs. 1 bis 3 dieser Sat-
zung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
 
 
§ 52 
Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung der Wasserversorgung 
oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Stadt aus dem Benut-
zungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 
 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Wasserabnehmers, es 
sei denn, dass der Schaden von der Stadt oder einem ihrer Bediensteten oder einem Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 
 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit der Stadt oder eines ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungs-
gehilfen verursacht worden ist, 
 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch 
grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs der Stadt verursacht worden ist. § 
831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von 
Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 
 
(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwenden, die diese gegen ein 
drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt 
ist verpflichtet, den Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, 
als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre 
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
 
(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro. 
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(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten weiterzulei-
ten (§ 8 Abs. 1), und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die Stadt dem Dritten ge-
genüber in demselben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 
 
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im 
Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaubter 
Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie in den 
Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Stadt weist den Anschlussnehmer darauf bei Begrün-
dung des Benutzungsverhältnisses besonders hin. 
 
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Stadt oder, wenn dieses fest-
steht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das gelie-
ferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuer-
legen. 
 
 
§ 53 
Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern 
 
(1)  Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die insbesondere infol-
ge einer unsachgemäßen Benutzung oder den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlau-
fenden Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen. Der An-
schlussnehmer haftet für Schäden, die auf den mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 17) 
zurückzuführen sind. 
 
(2) Der Haftende hat die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. Sind Ansprüche auf Mängel an mehreren Verbrauchsan-
lagen zurückzuführen, so haften die Wasserabnehmer als Gesamtschuldner. 
 

VI. Steuern, Übergangs-  und Schlussbestimmungen 

 
§ 54 
Umsatzsteuer 
 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und 
sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den 
Entgelten noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils 
festgelegten Höhe. 
 
 
§ 55 
Inkrafttreten 
 
(1) Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, 
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabeschuld gegolten haben. 
 
(2) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserversorgungssat-
zung vom 18.10.1995 (mit allen späteren Änderungen) außer Kraft.   
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8. Neufassung der Erschließungsbeitragssatzung zum 
01.01.2016 

BU Nr. 172/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet. 
 
Es folgt ein kurzer Austausch.      
 
Das Gremium beschließt einstimmig folgende 
 
Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssat-
zung) 
  
Aufgrund der §§ 2, 26 Abs. 1 S. 3, 34, 38 Abs. 1 S. 2 in Verbindung mit § 31 Abs. 2 und § 38 
Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) hat der Gemeinderat der Stadt Weinstadt am 7.10.2015 folgende Sat-
zung beschlossen:  
 
I. Erschließungsbeitrag für Anbaustraßen und Wohnwege  
 
 
§ 1  
Erhebung des Erschließungsbeitrags  
 
Die Stadt Weinstadt erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes sowie nach Maßgabe dieser Satzung für öffentliche 
  
1. zum Anbau bestimmte Straßen und Plätze (Anbaustraßen),  
 
2. zum Anbau bestimmte, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 
nicht befahrbare Wege (Wohnwege). 
 
 
§ 2  
Umfang der Erschließungsanlagen  
 
(1) Beitragsfähig sind die Erschließungskosten  
 
1. für Anbaustraßen  
 
in          bis zu einer Breite von  
 
1.1 Kleingartengebieten und Wochenendhausgebieten       6 m;  
 
1.2 Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten     10 m,  
      bei nur einseitiger Bebaubarkeit          7 m;  
 
1.3 Dorfgebieten, reinen, allgemeinen und  
      besonderen Wohngebieten und Mischgebieten     14 m,  
      bei nur einseitiger Bebaubarkeit          8 m;  
 
1.4 Kerngebieten, Gewerbegebieten und anderen als  
      den in Nrn. 1.1 und 1.2 genannten Sondergebieten     18 m,  
      bei nur einseitiger Bebaubarkeit                12,5 m;  
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1.5 Industriegebieten          20 m,  
      bei nur einseitiger Bebaubarkeit                14,5 m;  
 
2. für Wohnwege bis zu einer Breite von          5 m.  
 
 
(2) Werden im Bauprogramm für Anbaustraßen besondere flächenmäßige Teileinrichtungen 
als Parkflächen (z.B. Parkstreifen, Parkbuchten) bzw. für Anbaustraßen oder für Wohnwege 
besondere flächenmäßige Teileinrichtungen für Grünpflanzungen vorgesehen, so vergrößern 
sich die in Abs. 1 angegebenen Maße je Teileinrichtung um 6 m. 
  
(3) Endet eine Anbaustraße mit einer Wendeanlage, so vergrößern sich die in Abs. 1 und 2 
angegebenen Maße für den Bereich einer Wendeanlage auf das Anderthalbfache, mindes-
tens aber um 8 m; dasselbe gilt für den Bereich der Einmündung in andere oder der Kreu-
zung mit anderen Verkehrsanlagen.  
Erschließt eine Anbaustraße Grundstücke in Baugebieten unterschiedlicher Art, so gilt die 
größte der in Abs. 1 angegebenen Breiten.  
Die Art des Baugebiets ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans. Soweit ein 
Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht festlegt, richtet sich die Ge-
bietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend vorhande-
nen Nutzung. 
  
(4) Die beitragsfähigen Erschließungskosten umfassen die anderweitig nicht gedeckten Kos-
ten für 
  
1. den Erwerb von Flächen für die Erschließungsanlagen, die Ablösung von Rechten an sol-
chen Flächen sowie für die Freilegung der Flächen, 
  
2. die erstmalige endgültige Herstellung der Erschließungsanlagen einschließlich der Einrich-
tungen für ihre Entwässerung und Beleuchtung und des Anschlusses der Straßen, Wege und 
Plätze an bestehende öffentliche Straßen, Wege oder Plätze, 
  
3. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen,  
 
4. die durch die Erschließungsmaßnahme veranlassten Fremdfinanzierungskosten,  
 
5. Ausgleichsmaßnahmen, die durch den Eingriff in Natur und Landschaft durch die Erschlie-
ßungsanlagen verursacht werden, 
  
6. den Wert der aus dem Vermögen der Stadt bereitgestellten Sachen und Rechte; maßge-
bend ist der Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstellung; 
  
7. die vom Personal der Stadt erbrachten Werk- und Dienstleistungen.  
 
Die Erschließungskosten umfassen auch die Kosten für in der Baulast der Stadt stehende 
Teile der Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes- oder Kreisstraße; bei der Fahrbahn sind die 
Erschließungskosten auf die Teile beschränkt, die über die Breite der anschließenden freien 
Strecken hinausgehen. 
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§ 3  
Ermittlung der beitragsfähigen Erschließungskosten  
 
(1) Die beitragsfähigen Erschließungskosten werden nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
  
(2) Die beitragsfähigen Erschließungskosten werden für die einzelne Erschließungsanlage 
ermittelt. Die Stadt kann abweichend von Satz 1 die beitragsfähigen Erschließungskosten für 
bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermitteln oder diese Kosten für mehrere 
erstmals herzustellende Anbaustraßen und/oder Wohnwege, die für die städtebaulich 
zweckmäßige Erschließung der Grundstücke eine Abrechnungseinheit bilden, insgesamt 
ermitteln. 
  
 
§ 4  
Merkmale der endgültigen Herstellung der Anbaustraßen und der Wohnwege  
 
(1) Anbaustraßen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen 
und sie neben den im Bauprogramm vorgesehenen flächenmäßigen Teileinrichtungen (Fahr-
bahn, Gehwege, Radwege, Grünpflanzungen, Parkflächen usw.) über betriebsfertige Be-
leuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen verfügen. Die flächenmäßigen Teileinrichtun-
gen sind endgültig hergestellt, wenn 
  
1. Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Decke aus Asphalt, Beton, Pflaster oder Platten 
aufweisen; die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise be-
stehen; 
  
2. Parkflächen eine Decke entsprechend Nr. 1 aufweisen; diese kann auch aus einer was-
serdurchlässigen Deckschicht (z.B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen) beste-
hen; 
  
3. Grünpflanzungen gärtnerisch gestaltet sind;  
 
4. Mischflächen, die in ihrer gesamten Ausdehnung sowohl für den Fahr- als auch für den 
Fußgängerverkehr bestimmt sind, in den befestigten Teilen entsprechend Nr. 2 hergestellt 
und die unbefestigten Teile gemäß Nr. 3 gestaltet sind. 
  
(2) Wohnwege sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen 
und sie entsprechend Abs. 1 ausgebaut sind. 
  
(3) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abweichend von 
den vorstehenden Bestimmungen festlegen. 
 
  
§ 5  
Anteil der Stadt an den beitragsfähigen Erschließungskosten  
 
Die Stadt trägt  5  vom Hundert der beitragsfähigen Erschließungskosten.  
 
 
§ 6  
Erschlossene Grundstücke, Abrechnungsgebiet, Verteilung der umlagefähigen Er-
schließungskosten  
 
(1) Durch eine Anbaustraße oder durch einen Wohnweg werden Grundstücke erschlossen, 
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denen diese Anlage die wegemäßige Erschließung vermittelt, die das Bauplanungsrecht als 
gesicherte Erschließung für ihre bestimmungsgemäße Nutzung verlangt. Hinterliegergrund-
stücke, die mit mehreren Anbaustraßen über einen befahrbaren oder unbefahrbaren Privat-
weg oder über einen Wohnweg verbunden sind, gelten als durch die nächstgelegene An-
baustraße erschlossen. 
 
(2) Als Grundstücksfläche, die der Verteilung der umlagefähigen Erschließungskosten zu-
grunde gelegt wird, gilt 
 
1. im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung 
zugrunde zu legen ist. 
 
2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht ent-
hält, 
 
a. bei Grundstücken, die vollständig innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
liegen, die tatsächliche Grundstücksfläche, 
 
b.  bei allen übrigen Grundstücken die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe 
von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht 
die bauliche oder gewerbliche Nutzung oder eine der baulichen oder gewerblichen gleichar-
tige (erschließungsbeitragsrechtlich relevante) Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so 
ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich 
der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die we-
gemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt.  
 
Soweit sich im Einzelfall das Erschlossensein durch eine Anbaustraße oder einen Wohnweg 
aufgrund von Festsetzungen des Bebauungsplans oder anderer Vorschriften auf eine Teilflä-
che des Grundstücks beschränkt, wird nur diese Teilfläche als Grundstücksfläche bei der 
Verteilung der Erschließungskosten zugrunde gelegt. 
  
(3) Die durch eine Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrech-
nungsgebiet. Werden die Erschließungskosten für den Abschnitt einer Anbaustraße oder 
eines Wohnwegs oder zusammengefasst für mehrere Anbaustraßen und/oder Wohnwege, 
die eine Abrechnungseinheit bilden, ermittelt und abgerechnet, so gelten der Abschnitt bzw. 
die Abrechnungseinheit als Erschließungsanlage i.S. des Satzes 1. 
  
(4) Die nach Abzug des Anteils der Stadt (§ 5) anderweitig nicht gedeckten Erschließungs-
kosten (umlagefähige Erschließungskosten) werden auf die Grundstücke des Abrechnungs-
gebiets in dem Verhältnis verteilt, in dem die zulässigen Geschossflächen der einzelnen 
Grundstücke zueinander stehen. 
  
(5) Für die Verteilung der umlagefähigen Erschließungskosten sind die Verhältnisse im Zeit-
punkt des Entstehens der Beitragsschuld maßgebend (Verteilungszeitpunkt). 
  
 
§ 7  
Zulässige Geschossfläche  
 
Die zulässige Geschossfläche eines Grundstücks wird nach Maßgabe der Bestimmungen der 
§§ 8 bis 12 unter Berücksichtigung der Nutzungsart (§ 13) ermittelt. Für Grundstücke, die 
durch weitere gleichartige Erschließungsanlagen erschlossen werden, gilt darüber hinaus die 
Regelung des § 14. Bei der Ermittlung der Geschossfläche wird das Ergebnis auf eine volle 
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Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, werden auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet. 
 
 
§ 8 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan die Geschossflächenzahl oder Geschossfläche festsetzt 
 
(1) Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschoss-
flächenzahl vervielfachte Grundstücksfläche. 
 
(2) Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, gilt diese als zulässige 
Geschossfläche. 
 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Absatz 1 oder 2 zulässige Geschossfläche geneh-
migt, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
(4) Bei Bauwerken mit Geschosshöhen von mehr als 3,5 m gilt als Geschossfläche die Bau-
masse des Bauwerks geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 bis 3 ermittelte 
Geschossfläche. 
 
 
§ 9 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Baumassenzahl festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder der Größe der Geschoss-
fläche für ein Grundstück eine Baumassenzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossflä-
che aus der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grundstücksfläche durch 3,5. 
 
(2) Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige 
Baumasse genehmigt, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser 
Baumasse durch 3,5. 
 
 
§ 10 
Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstücken, für die ein Bebauungs-
plan eine Grundflächenzahl  
oder die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse  
oder die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 
 
(1) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder Baumassenzahl oder der 
Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Grundflächenzahl oder die Größe der 
zulässigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als zu-
lässige Geschossfläche die mit der Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse verviel-
fachte Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse vervielfachte zulässige 
Grundfläche. 
 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Ge-
stalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit 
der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festge-
setzte Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch 
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1.    2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(3) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festge-
setzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
 
1.    3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 
 
2.    4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete 
(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festge-
setzten Gebiete;  
 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 
(4) Ist im Einzelfall eine größere als die nach Absatz 1 zulässige Grundfläche bzw. höchstzu-
lässige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, so ist diese der Ermittlung der zulässigen Ge-
schossfläche nach Absatz 1 zugrunde zu legen. 
 
(5) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher An-
lagen genehmigt, so ist diese der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 und 3 
zugrunde zu legen. 
 
(6) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl 
sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, 
so ist die Firsthöhe gemäß Absatz 3 und 5 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
 
 
§ 11  
Sonderregelungen für Grundstücke in beplanten Gebieten  
 
(1) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze hergestellt werden können, 
wird die Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl 0,5 vervielfacht. Ist nach den Fest-
setzungen des Bebauungsplans mehr als ein Garagengeschoss zulässig oder im Einzelfall 
genehmigt, so erhöht sich die Geschossflächenzahl für jedes weitere Garagengeschoss um 
0,5. Als Geschosse gelten neben Vollgeschossen i.S. der Landesbauordnung (LBO) in der im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden Fassung auch Unterge-
schosse in Garagen- und Parkierungsbauwerken. Die §§ 8 bis 10 finden keine Anwendung. 
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(2) Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke in beplanten Gebieten, deren Grund-
stücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten 
Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, 
Freibäder, Kleingartengelände), gilt eine Geschossflächenzahl von 0,3. Die §§ 8 bis 10 finden 
keine Anwendung. 
  
(3) Für beitragsrechtlich nutzbare Grundstücke, die von den Bestimmungen der §§ 8 bis 10 
und § 11 Abs. 1 und 2 nicht erfasst sind, gilt die Geschossflächenzahl 0,5, wenn auf ihnen 
keine Gebäude oder nur Anlagen zur Versorgung und Entsorgung der Baugebiete errichtet 
werden dürfen. 
 
 
§ 12 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung im 
Sinne der §§ 8 bis 11 bestehen 
 
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan keine den 
§§ 8 bis 10 entsprechenden Festsetzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
die Grundstücksfläche vervielfacht wird: 
 
 
 
 

Baugebiet Zahl der 
Vollgeschosse (Z) 

Geschossflächenzahl 
(GFZ) 

11. In Kleinsiedlungsgebieten bei 1 
2 

0,3 
0,4 

12. In reinen und 
allgemeinen Wohngebieten, 
Mischgebieten und 
Ferienhausgebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,0 
1,1 
1,2 

13. In besonderen 
Wohngebieten bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

0,5 
0,8 
1,1 
1,4 
1,6 

14. In Dorfgebieten bei  1 
2 und mehr 

0,5 
0,8 

15. In Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten  
bei 

1 
2 
3 

4 und 5 
6 und mehr 

1,0 
1,6 
2,0 
2,2 
2,4 

      6.  In Wochenendhausgebieten bei 1 und 2 0,2 

 
(2) Die Art des Baugebiets i.S. von Absatz 1 ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht fest-
legt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer nähe-
ren Umgebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so werden die für Mischgebiete 
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geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt. 
 
(3) Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl wird als zulässige Zahl der 
Vollgeschosse 
 
1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist 
 
a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt. Als Ge-
schosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu legen ist im Falle des Satzes 1 
Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Bebauungsplan, im Falle des Sat-
zes 1 Nr. 2 die im Verteilungszeitpunkt §6 Abs. 5) geltende Fassung der LBO.  
 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschossfläche die tat-
sächlich  vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindestens jedoch eine Geschossflächen-
zahl von 0,5. 
 
(5) Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhere Geschosszahl genehmigt, 
so ist diese zugrunde zu legen. 
 
(6)  Überschreiten Geschosse nach Absatz 3 und 5 die Höhe von 3,5 m, so gilt als Ge-
schossfläche die Baumasse des Bauwerks geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach 
Absatz 3 bis 5 ermittelte Geschossfläche. 
 
 
§ 13 
Artzuschlag  
 
(1) Für Grundstücke, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder nach der auf 
den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzung in einem 
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, sind die nach den §§ 8 - 12 ermittelten Ge-

schoßflächen um 25 vom Hundert zu erhöhen, wenn in einem Abrechnungsgebiet (§ 6 Abs. 

3) außer diesen Grundstücken auch andere Grundstücke erschlossen werden. 
 
(2) Ein Artzuschlag entfällt für die unter § 11 Abs. 2 fallenden Grundstücke. 
  
 
§ 14  
Mehrfach erschlossene Grundstücke  
 
(1) Für Grundstücke, die durch weitere voll in der Baulast der Stadt stehende Anbaustraßen 
erschlossen werden (z.B. Eckgrundstücke, Grundstücke zwischen zwei Anbaustraßen), wird 
die nach den §§ 6 bis 13 ermittelte Geschossfläche des Grundstücks bei einer Erschließung 
durch zwei Anbaustraßen zur Hälfte, durch drei Anbaustraßen zu einem Drittel, durch vier 
und mehr Anbaustraßen mit dem entsprechend ermittelten Bruchteil zugrunde gelegt. Das 
Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, werden auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet. 
  
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Grundstücke, die durch weitere Wohnwege erschlossen 
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werden. 
  
(3) Bei der Anwendung der  Abs. 1 und 2 bleiben solche Erschließungsanlagen unberück-
sichtigt, für die Beiträge oder Beträge einer Beitragsablösung für ihre erstmalige Herstellung 
weder nach den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes bzw. Baugesetzbuchs noch nach 
vergleichbaren früheren landesrechtlichen Vorschriften erhoben worden sind oder erhoben 
werden dürfen. 

 
 
§ 15  
Vorauszahlungen  
 
(1) Die Stadt kann für Grundstücke, für die ein Erschließungsbeitrag noch nicht entstanden 
ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrags 
erheben, wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlage begonnen worden und die end-
gültige Herstellung der Erschließungsanlage innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist. 
  
(2) Vorauszahlungen sind mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 
Vorauszahlende nicht Schuldner des endgültigen Beitrags ist. Übersteigt die Vorauszahlung 
die endgültige Beitragsschuld, steht der Anspruch auf Rückgewähr des übersteigenden Be-
trags dem Beitragsschuldner zu. 
 
  
§ 16  
Entstehung der Beitragsschuld  
 
(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Anbaustraße bzw. der Wohnweg sämtliche zu ihrer 
erstmaligen endgültigen Herstellung nach dem Bauprogramm vorgesehenen Teileinrichtun-
gen aufweist und diese den Merkmalen der endgültigen Herstellung (§ 4) entsprechen, ihre 
Herstellung die Anforderungen des § 125 des Baugesetzbuchs erfüllt und die Anlage öffent-
lich genutzt werden kann. 
  
(2) Die Stadt gibt den Zeitpunkt der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage und 
des Entstehens der Beitragsschuld bekannt. 
  
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für den Abschnitt einer Erschließungsanlage 
oder eine Abrechnungseinheit (§ 3 Abs. 2 S. 2). 
  
(4) Die Vorauszahlungsschuld (§ 15) entsteht mit der Bekanntgabe des Vorauszahlungsbe-
scheids. 
  
 
§ 17  
Beitragsschuldner  
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszah-
lungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist. 
  
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle 
des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
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(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer 
Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 
  
 
§ 18  
Fälligkeit des Erschließungsbeitrags und der Vorauszahlungen  
 
Der Erschließungsbeitrag und die Vorauszahlungen sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids zu entrichten. 
  
 
§ 19  
Ablösung des Erschließungsbeitrags  
 
(1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitrags-
schuldner die Ablösung des Erschließungsbeitrags für eine Erschließungsanlage, einen be-
stimmten Abschnitt oder die zu einer Abrechnungseinheit zusammengefassten Erschlie-
ßungsanlagen vereinbaren. 
  
(2) Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlich entstehenden Bei-
tragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
  
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  
 
  
II. Erschließungsbeitrag für Grünanlagen und Kinderspielplätze  
 
 
§ 20  
Erhebung des Erschließungsbeitrags  
 
Die Stadt Weinstadt erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes sowie nach Maßgabe dieser Satzung für öffentliche Grünanlagen und Kin-
derspielplätze, die nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgültig hergestellt werden, 
soweit sie nicht nach dem Bauprogramm flächenmäßige Teileinrichtungen der in § 1 genann-
ten Verkehrsanlagen sind (selbstständige Grünanlagen und Kinderspielplätze). 
 
  
§ 21  
Umfang der Erschließungsanlagen  
 
(1) Die Erschließungskosten für Grünanlagen sind für einen Umfang der Anlage bis zu 15 v. 
H. der Fläche des Abrechnungsgebiets beitragsfähig; § 6 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1 finden An-
wendung. 
  
(2) Die Erschließungskosten für Kinderspielplätze sind beitragsfähig,  
 
1. soweit sie Bestandteil von Grünanlagen sind, im Rahmen des Absatzes 1,  
 
2. bei selbstständigen Kinderspielplätzen für einen Umfang der Anlage bis zu 15 v.H. der 
Fläche des Abrechnungsgebiets; § 6 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1 finden Anwendung. 
  
 
§ 22  
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Merkmale der endgültigen Herstellung der Grünanlagen und Kinderspielplätze  
 
(1) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn sie gärtnerisch gestaltet sind. 
  
(2) Kinderspielplätze sind endgültig hergestellt, wenn sie ihrer Zweckbestimmung entspre-
chend gestaltet und mit Spieleinrichtungen ausgestattet sind. 
  
(3) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abweichend von 
den vorstehenden Bestimmungen festlegen. 
  
 
§ 23  
Erschlossene Grundstücke  
 
Die Stadt bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundstücke durch eine besondere Zuord-
nungssatzung. 
  
 
§ 24  
Anwendung der übrigen Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung  
 
(1) § 2 Abs. 4, § 3, §§ 6 bis 12 und §§ 15 bis 19 sind sinngemäß anzuwenden.  
 
(2) Die Stadt trägt  
 
1. bei Grünanlagen 20 v.H.,  
 
2. bei Kinderspielplätzen 20 v.H.  
 
der beitragsfähigen Erschließungskosten.  
 
(3) Für Grundstücke, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem Gewerbe- 
oder Industriegebiet liegen, sind bei der Abrechnung von Erschließungsanlagen i.S. von § 20 
die nach den §§ 7 bis 12 ermittelten Geschossflächen um 50 v.H. zu vermindern, wenn in 
einem Abrechnungsgebiet außer diesen Grundstücken auch andere Grundstücke erschlos-
sen werden. 
  
 
 
III. Erschließungsbeitrag für Sammelstraßen und Sammelwege 
 
 
§ 25 
Erhebung des Erschließungsbeitrags  
 
Die Stadt Weinstadt erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes sowie nach Maßgabe dieser Satzung für öffentliche 
  
1. Straßen, die nicht zum Anbau, sondern dazu bestimmt sind, Anbaustraßen mit dem übri-
gen Straßennetz in der Stadt zu verbinden (Sammelstraßen), 
  
2. Wege, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbar 
und nicht zum Anbau, sondern als Verbindungs-, Abkürzungs- oder ähnliche Wege bestimmt 
sind (Sammelwege), 
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die nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgültig hergestellt werden.  
 
 
§ 26  
Umfang der Erschließungsanlagen  
 
(1) Beitragsfähig sind die Erschließungskosten  
 
1. für Sammelstraßen bis zu einer Breite von 21 m,  
 
2. für Sammelwege bis zu einer Breite von 5 m.  
 
(2) Werden im Bauprogramm für Sammelstraßen besondere flächenmäßige Teileinrichtun-
gen als Parkflächen (z.B. Parkstreifen, Parkbuchten) bzw. für Sammelstraßen oder für Sam-
melwege besondere Teileinrichtungen für Grünpflanzungen vorgesehen, so vergrößern sich 
die in Abs. 1 angegebenen Maße je Teileinrichtung um 6 m. 
  
(3) Endet eine Sammelstraße mit einer Wendeanlage, so vergrößern sich die in Abs. 1 und 2 
angegebenen Maße für den Bereich einer Wendeanlage auf das Anderthalbfache, mindes-
tens aber um 8 m; dasselbe gilt für den Bereich der Einmündung in andere oder der Kreu-
zung mit anderen Verkehrsanlagen. 
 
 
§ 27  
Merkmale der endgültigen Herstellung der Sammelstraßen und der Sammelwege  
 
(1) Sammelstraßen und Sammelwege sind endgültig hergestellt, wenn sie entsprechend § 4 
Abs. 1 ausgebaut sind. 
  
(2) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abweichend von 
den vorstehenden Bestimmungen festlegen. 
  
 
§ 28  
Erschlossene Grundstücke  
 
Die Stadt bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundstücke durch eine besondere Zuord-
nungssatzung. 
  
 
§ 29  
Anwendung der übrigen Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung  
 
(1) § 2 Abs. 4, § 3 und §§ 6 bis 19 sind sinngemäß anzuwenden.  
 
(2) Die Stadt trägt  
 
1. bei Sammelstraßen 10 v.H.,  
 
2. bei Sammelwegen 40 v.H.  
 
der beitragsfähigen Erschließungskosten.  
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IV. Erschließungsbeitrag für Parkflächen 
 
 
§ 30  
Erhebung des Erschließungsbeitrags  
 
Die Stadt Weinstadt erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes sowie nach Maßgabe dieser Satzung für öffentliche Parkflächen, die nach 
dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgültig hergestellt werden, soweit sie nicht nach dem 
Bauprogramm flächenmäßige Teileinrichtungen der in § 1 genannten Verkehrsanlagen sind 
(selbstständige Parkflächen). 
  
 
§ 31  
Umfang der Erschließungsanlagen  
 
Die Erschließungskosten für Parkflächen sind für einen Umfang der Anlage bis zu 15 v. H. 
der Fläche des Abrechnungsgebiets beitragsfähig; § 6 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1 finden Anwen-
dung. 
 
 
§ 32  
Merkmale der endgültigen Herstellung der Parkflächen  
 
(1) Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie entsprechend § 4 Abs. 1 ausgebaut sind. 
  
(2) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die Herstellungsmerkmale abweichend von 
den vorstehenden Bestimmungen festlegen. 
  
 
§ 33 
Erschlossene Grundstücke  
 
Die Stadt bestimmt den Kreis der erschlossenen Grundstücke durch eine besondere Zuord-
nungssatzung. 
  
 
§ 34  
Anwendung der übrigen Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung  
 
(1) § 2 Abs. 4, § 3 und §§ 6 bis 19 sind sinngemäß anzuwenden.  
 
(2) Die Stadt trägt 40 v.H. der beitragsfähigen Erschließungskosten.  
 
 
 
V. Erschließungsbeitrag für Lärmschutzanlagen 
 
 
§ 35  
Erhebung des Erschließungsbeitrags  
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(1) Die Stadt erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Kommunalabgaben-
gesetzes für öffentliche Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen Geräuschimmissionen 
(Lärmschutzanlagen), die nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung endgültig hergestellt wer-
den. 
  
(2) Durch eine besondere Satzung werden geregelt  
 
1. die Art und der Umfang der Lärmschutzanlage,  
 
2. der Anteil der Stadt an den beitragsfähigen Erschließungskosten,  
 
3. die Art der Ermittlung und Verteilung der Erschließungskosten,  
 
4. welche Grundstücke durch die Lärmschutzanlage erschlossen werden (Zuordnung), 
  
5. die Merkmale der endgültigen Herstellung dieser Anlagen,  
 
6. wer den Erschließungsbeitrag schuldet,  
 
7. die Entstehung und die Fälligkeit der Beiträge.  
 
 
 
VI. Schlussvorschriften  
 
 
§ 36  
Übergangsregelungen  
 
(1) Die Erschließungsbeitragssatzung vom 18.10.1995 findet Anwendung, wenn für Grund-
stücke vor dem 1. Oktober 2005 ein Erschließungsbeitrag nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) entstanden ist und der Erschließungsbeitrag noch erhoben werden kann. 
  
(2) Sind vor dem 1. Oktober 2005 Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag entrichtet 
worden, die die endgültige Beitragsschuld übersteigen, steht auch nach dem 30. September 
2005 der Anspruch auf Rückgewähr dem Vorausleistenden zu, soweit dieser keine anderwei-
tige Verfügung getroffen hat. 
  
(3) Hat ein Grundstückseigentümer nach § 133 Abs. 3 S. 5 BauGB den Erschließungsbeitrag 
für eine Erschließungsanlage i.S. des § 127 Abs. 2 BauGB abgelöst, so gilt die beitragsbe-
freiende Wirkung der Ablösung weiterhin. 
 
 
§ 37  
In-Kraft-Treten  
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.  
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9. Neufassung der Polizeilichen Umweltschutzverordnung BU Nr. 192/2015 
 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet. 
 
Stadtrat Bachteler schlägt vor, die Satzung beispielsweise im Gelben Blättle zu veröffentli-
chen. 
 
Stadtrat Hans Randler hält es für richtig, den Leinenzwang im Innenbereich in der Öffentlich-
keit zu kommunizieren.    
 
Stadtrat Dr. Siglinger unterstützt den Vorschlag von Stadtrat Bachteler. 
 
Stadtrat Bernhard Dippon bittet um einen öffentlichen Hinweis, dass Hausnummern gut 
sichtbar angebracht sein müssten. 
 
Stadtrat Witzlinger kann sich ein Auslegen der Satzung vorstellen. Möglich sei auch, dass 
Hundehalter einen Auszug bekämen.  
 
Auf Anfrage von Stadtrat Zimmerle erwidert Herr Leibing, dass die Regelung zur Bekämpfung 
von Ratten aus der Satzung herausgenommen worden sei. Das Kanalnetz werde nun mit 
Ködern belegt.         
 
Das Gremium beschließt einstimmig folgende Neufassung der 
 
 

POLIZEIVERORDNUNG 

gegen umweltschädliches Verhalten, Belästigung der Allgemeinheit, zum 
Schutz der Grün- und Erholungsanlagen und über das Anbringen von Haus-

nummern (Polizeiliche Umweltschutzverordnung). 
 

  
Abschnitt 1 - Allgemeine Regelungen 
§ 1 Begriffsbestimmungen 
 
 
Abschnitt 2 - Schutz gegen Lärmbelästigung  
§ 2 Rundfunkgeräte, Musikinstrumente und dergleichen 
§ 3 Lärm aus Gaststätten 
§ 4 Lärm von Sport- und Spielplätzen 
§ 5 Haus- und Gartenarbeiten 
§ 6 Lärm durch Tiere 
§ 7 Lärm durch Fahrzeuge 
§ 8 Wertstoffsammelbehälter 

 
 
Abschnitt 3 - Umweltschädliches Verhalten und Belästigung der Allgemeinheit 
§ 9 Verunreinigung öffentlicher Straßen 
§ 10 Benutzung öffentlicher Brunnen 
§ 11 Verkauf von Lebensmittel im Freien 
§ 12 Gefahren durch Tiere 
§ 13 Verunreinigung durch Hunde und Pferde 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 173 
 

§ 14 Taubenfütterungsverbot 
§ 15 Belästigung durch Ausdünstungen u. ä.  
§ 16 Unerlaubtes Plakatieren, Beschriften, Bemalen 
§ 17 Belästigung der Allgemeinheit 
 
 
Abschnitt 4 - Schutz der Grün- und Erholungsanlagen 
§ 18 Ordnungsvorschriften 
§ 19 Schutz von Weinbergen 
§ 20 Grillplätze „Karlstein“ und „Schönbühl“ und Waldspielplatz „Schönbühl“ 

 
 
Abschnitt 5 - Anbringen von Hausnummern 
§ 21 Hausnummern 
 
 
Abschnitt 6 - Schlussbestimmungen 
§ 22  Zulassung von Ausnahmen 
§ 23 Ordnungswidrigkeiten  
§ 24 Inkrafttreten  
 
 
Aufgrund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 des Polizeigesetzes 
(PolG) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 13.01.1992 (GBl. 1992, 1, ber. S. 596, 
ber. 1993 S. 155), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.07.2014 (GBl. S. 378, 379) wird mit 
Zustimmung des Gemeinderates vom 7.10.2015 verordnet: 
 

ABSCHNITT 1 

- Allgemeine Regelungen - 

 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Öffentliche Straßen sind alle Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet sind (§ 2 Abs. 1 StrG) oder auf denen ein tatsächlicher öffentlicher Verkehr statt-
findet. 

(2) Gehwege sind die dem öffentlichen Fußgängerverkehr gewidmeten oder ihm tatsächlich 
zur Verfügung stehenden Flächen ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand. Sind solche 
Gehwege nicht vorhanden, gelten als Gehwege die seitlichen Flächen am Rande der Fahr-
bahn in einer Breite von 1,5 Meter. Als Gehwege gelten auch Fußwege, Fußgängerzonen, 
verkehrsberuhigte Bereiche im Sinne der StVO und Treppen (Staffeln).  

(3) Grün- und Erholungsanlagen sind allgemein zugängliche, gärtnerisch gestaltete Anlagen, 
die der Erholung der Bevölkerung oder der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes die-
nen. Dazu gehören auch Verkehrsgrünanlagen und allgemein zugängliche Kinderspielplätze. 

 

 

 

 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/bjm/
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ABSCHNITT 2 

- Schutz gegen Lärmbelästigung – 

 

§ 2 

Benutzung von Rundfunkgeräten, Lautsprechern, Musikinstrumenten u.ä. 

(1) Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente 
sowie andere mechanische oder elektro- akustische Geräte zur Lauterzeugung dürfen nur so 
benutzt werden, dass andere nicht erheblich belästigt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Geräte oder Instrumente bei offenen Fenstern oder Türen, auf offenen Balkonen, im 
Freien oder in Kraftfahrzeugen betrieben oder gespielt werden.  

 (2) Abs. 1 gilt nicht: 

a) bei Umzügen, Kundgebungen, Märkten und Messen im Freien, Stadtfesten und Stadtteil-
festen und bei Veranstaltungen, die einem herkömmlichen Brauch entsprechen. 

b) für amtliche Durchsagen. 

 

§ 3  

Lärm aus Gaststätten 

Aus Gaststätten und Versammlungsräumen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ge-
biete oder in der Nähe von Wohngebäuden darf kein Lärm nach außen dringen, durch den 
andere erheblich belästigt werden. Fenster und Türen sind erforderlichenfalls geschlossen zu 
halten.  

 

§ 4  

Lärm von Sport- und Spielplätzen 

(1) Sport- und Spielplätze, die weniger als 50 Meter von der Wohnbebauung entfernt sind, 
dürfen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr nicht benützt werden, sofern nicht im 
Einzelfall eine andere Regelung getroffen wird. Diese Beschränkungen gelten nicht für Kin-
derspielplätze, d.h. Spielplätze, deren Benutzung nur durch Kinder bis zur Vollendung des 
14. Lebensjahres zugelassen ist.  

(2) Bei Sportplätzen bleiben die Vorschriften nach dem Bundes- Immissionsschutzgesetz, 
insbesondere die Sportanlagenlärmschutzverordnung, unberührt.  

 

§ 5 

Haus- und Gartenarbeiten 

(1) Haus- und Gartenarbeiten, die zu erheblichen Belästigungen anderer führen können, dür-
fen in der Zeit von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr nicht ausgeführt werden.  

(2) Die Vorschriften nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz, insbesondere die 32. Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinen-
lärmschutzverordnung - 32. BImSchV), bleiben unberührt. 

 

§ 6 
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Lärm durch Tiere 

Tiere, insbesondere Hunde, sind so zu halten, dass niemand durch anhaltende tierische Lau-
te mehr als nach den Umständen unvermeidbar gestört wird. 

 

§ 7 

Lärm durch Fahrzeuge 

In bewohnten Gebieten oder in der Nähe von Wohngebäuden ist es auch außerhalb von öf-
fentlichen Straßen und Gehwegen verboten, 

a) Kraftfahrzeugmotoren unnötig laufen zu lassen, 

b) Fahrzeug- und Garagentüren übermäßig laut zu schließen,  

c)  Fahrräder mit Hilfsmotor und Motoren von Krafträdern in Toreinfahrten, Durchfahrten 
oder auf Innenhöfen von Wohnhäusern anzulassen, 

d) beim Be- und Entladen von Fahrzeugen vermeidbaren Lärm zu verursachen, 

e) mit den an den Fahrzeugen vorhandenen Vorrichtungen unnötig Schallzeichen abzuge-
ben, insbesondere diese als Rufzeichen zu benutzen. 

 

§ 8 

Wertstoffsammelbehälter 

(1) Wertstoffsammelbehälter dürfen in der Zeit von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr und an Sonn- 
und Feiertagen nicht benutzt werden. 

(2) Die Standorte der Sammelbehälter dürfen nicht durch Abfälle sowie außerhalb der Sam-
melbehälter zurückgelassene wiederverwertbare Stoffe verunreinigt werden.  
 

 

 

ABSCHNITT 3 

- Umweltschädliches Verhalten und Belästigung der Allgemeinheit - 

 

§ 9 

Verunreinigung öffentlicher Straßen 

Auf öffentlichen Straßen ist untersagt: 

a) das Abspritzen und die Unterbodenwäsche von Fahrzeugen,  

b) das Ausgießen übel riechender oder schädlicher Flüssigkeiten.  

 

§ 10  

Benutzung öffentlicher Brunnen 

Öffentliche Brunnen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung benutzt werden. Es ist 
verboten, sie zu beschmutzen sowie das Wasser zu verunreinigen. 

Die Entnahme von Wasser ist verboten. 
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Das Entnahmeverbot gilt nicht für die Brunnen bei der Gemeindehalle in Strümpfelbach, der 
Georg-Amann-Quelle in Baach und dem Mineralwasserbrunnen vor dem Vereinsheim in 
Endersbach. 

Die Entnahme von Wasser darf bei dem genannten Brunnen in Strümpfelbach nur werktags 
zwischen 07.00 Uhr und 20.00 Uhr erfolgen. Bei den Brunnen in Baach und in Endersbach 
darf täglich zwischen 07.00 Uhr und 20.00 Uhr Wasser entnommen werden. 

 

§ 11 

Verkauf von Lebensmittel im Freien 

Werden Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht, so sind für Spei-
sereste und Abfälle geeignete Behälter bereitzustellen.  

 

§ 12 

Gefahren durch Tiere 

(1) Tiere sind so zu halten und zu beaufsichtigen, dass niemand gefährdet wird. 

(2) Das Halten von Raubtieren, Gift- und Riesenschlangen und ähnlichen Tieren, die durch 
ihre Körperkräfte, Gifte oder ihr Verhalten Personen gefährden können, ist der Ortspolizeibe-
hörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Im Innenbereich (§§ 30-34 Baugesetzbuch) sind auf öffentlichen Straßen und Gehwegen 
Hunde an der Leine zu führen. Ansonsten dürfen Hunde ohne Begleitung einer Person, die 
durch Zuruf auf das Tier einwirken kann, nicht frei umherlaufen. Davon ausgenommen sind 
Blindenhunde oder Hunde von Sehbehinderten sowie Rettungshunde wie auch Diensthunde 
der Polizei und des städtischen Vollzugsdienstes. 

 

§ 13 

Verunreinigung durch Hunde und Pferde 

(1) Der Halter oder Führer eines Hundes hat dafür zu sorgen, dass dieser seine Notdurft 
nicht auf öffentlichen Straßen und Gehwegen, in Grün- und Erholungsanlagen, Spiel- und 
Sportplätzen, in landwirtschaftlich genutzten Flächen oder in fremden Vorgärten verrichtet. 
Dennoch dort abgelegter Hundekot ist unverzüglich zu beseitigen. 

(2) Durch Pferde abgelegter Kot ist vom Reiter oder Gespannführer von den in Absatz 1 ge-
nannten Flächen am gleichen Tag zu entfernen. 

 

§ 14 

Taubenfütterungsverbot 

Tauben dürfen auf öffentlichen Straßen und Gehwegen sowie in Grün- und Erholungsanla-
gen nicht gefüttert werden.  

 

§ 15 

Belästigung durch Ausdünstungen u.ä. 

Übel riechende Gegenstände oder Stoffe dürfen in der Nähe von Wohngebäuden nicht gela-
gert, verarbeitet oder befördert werden, wenn Dritte dadurch in ihrer Gesundheit geschädigt 
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oder erheblich belästigt werden.  

 

§ 16 

Unerlaubtes Plakatieren, Beschriften, Bemalen 

(1) An öffentlichen Straßen und Gehwegen  sowie in Grün- und Erholungsanlagen oder den 
zu ihnen gehörenden Einrichtungen ist ohne Erlaubnis der Ortspolizeibehörde untersagt 

- außerhalb von zugelassenen Plakatträgern (Plakatsäulen, Anschlagtafeln usw.) zu pla-
katieren; 

- andere als dafür zugelassene Flächen zu beschriften, zu bemalen oder zu besprühen. 

Dies gilt auch für bauliche oder sonstige Anlagen, die von öffentlichen Straßen und Gehwe-
gen oder Grün- und Erholungsanlagen einsehbar sind.  

(2) Die Erlaubnis nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
insbesondere eine Verunstaltung des Orts- und Straßenbildes nicht zu befürchten ist.  

(3) Wer entgegen den Verboten des § 16 Abs. 1 außerhalb von zugelassenen Plakatträgern 
plakatiert oder andere als dafür zugelassene Flächen beschriftet oder bemalt, ist zur unver-
züglichen Beseitigung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft unter den Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 3 des Polizeigesetzes auch den Veranstalter oder die sonstige Person, die auf 
den jeweiligen Plakatanschlägen oder Darstellungen nach Satz 1 als Verantwortlicher be-
nannt wird.  

 

§17 

Belästigung der Allgemeinheit 

(1) Auf öffentlichen Straßen und Gehwegen sowie in Grün- und Erholungsanlagen ist unter-
sagt: 

1. das Nächtigen,  

2. das die körperliche Nähe suchende oder sonst besonders aufdringliche Betteln sowie 
das Anstiften von Minderjährigen zu dieser Art des Bettelns, 

3. das Verrichten der Notdurft,  

4. der öffentliche Konsum von Betäubungsmitteln,   

5. Gegenstände wegzuwerfen oder abzulagern, außer in dazu bestimmten Abfallbehältern.  

(2) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches, des Betäubungsmittelgesetzes, des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes sowie des Landesabfallgesetzes bleiben unberührt. 

 

 

ABSCHNITT 4 

- Schutz der Grün- und Erholungs-         anlagen - 

§ 18 

Ordnungsvorschriften 

(1) In den Grün- und Erholungsanlagen ist es unbeschadet der vorstehenden Vorschriften 
untersagt,  

1. Anpflanzungenoder sonstige Anlageflächen außerhalb der Wege und Plätze sowie der 
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besonders freigegebenen und entsprechend gekennzeichneten Flächen zu betreten; 

2. sich außerhalb der freigegebenen Zeiten aufzuhalten, Wegesperren zu beseitigen oder 
zu verändern oder Einfriedigungen oder Sperren zu überklettern; 

3. außerhalb der Kinderspielplätze oder der entsprechend gekennzeichneten Tummelplätze 
zu spielen oder sportliche Übungen zu treiben, wenn dadurch Dritte erheblich belästigt 
werden können; 

4. Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen oder sonstige Anlagenteile zu verändern oder auf-
zugraben oder außerhalb zugelassener Feuerstellen Feuer anzumachen; 

5. Pflanzen, Gras, Laub, Kompost, Erde, Sand oder Steine zu entfernen; 

6. Hunde, ausgenommen solche, die von Blinden oder Sehbehinderten mitgeführt werden 
sowie Rettungshunde und Diensthunde der Polizei, unangeleint umherlaufen zu lassen; 
auf Kinderspielplätze oder Liegewiesen dürfen Hunde nicht mitgenommen werden; 

7. Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen oder andere Einrichtungen zu 
beschriften, zu bekleben, zu bemalen, zu besprühen, zu beschmutzen oder zu entfernen; 

8. Gewässer oder Wasserbecken zu verunreinigen oder darin zu fischen; 

9. Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte zu benützen sowie außerhalb der dafür besonders 
bestimmten und entsprechend gekennzeichneten Stellen zu reiten oder zu zelten; 

10. Parkwege zu befahren und Fahrzeuge abzustellen; dies gilt nicht für Kinderwagen und 
fahrbare Krankenstühle sowie für Kinderfahrzeuge, wenn dadurch andere Besucher nicht 
gefährdet werden. 

(2) Die auf Kinderspielplätzen angegebenen Altersgrenzen für die Benutzung von Turn- und 
Spielgeräten sind einzuhalten.  

 

§ 19 

Schutz von Weinbergen 

Schussapparate und ähnliche Einrichtungen zur Fernhaltung von Tieren dürfen in Weinber-
gen nur vom Beginn der Traubenreife bis zum Ende der Traubenlese aufgestellt und betrie-
ben werden. In der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 07.00 Uhr ist der Betrieb dieser Geräte nicht 
gestattet. 

 

§ 20 

Grillplätze „Karlstein“ und „Schönbühl“ und Waldspielplatz „Schönbühl“ 

(1) Die Benutzung der Grillplätze „Karlstein“ und „Schönbühl“ und des Waldspielplatzes 
„Schönbühl“ über eine kurzzeitige Rast zur Erholung und zum Picknick hinaus bedarf der 
Erlaubnis der Ortspolizeibehörde, soweit es sich um Veranstaltungen handelt, bei denen mit 
mehr als 25 Personen zu rechnen ist. 

(2) Die Erlaubnis kann mit Auflagen und Nebenbestimmungen versehen werden. Sie ist im 
Allgemeinen zu versagen, wenn Anhaltspunkte vorliegen, dass durch die Benutzung der 
Grillplätze Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu erwarten sind.  
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ABSCHNITT 5 

- Anbringen von Hausnummern - 

 

§ 21 

Hausnummern 

(1) Die Hauseigentümer haben ihre Gebäude spätestens an dem Tag, an dem sie bezogen 
werden, mit der von der Stadt Weinstadt festgesetzten Hausnummer in arabischen Ziffern zu 
versehen. 

(2) Die Hausnummern müssen von der Straße aus, in die das Haus einnummeriert ist, gut 
lesbar sein. Unleserliche Hausnummernschilder sind unverzüglich zu erneuern. Die Haus-
nummern sind in einer Höhe von nicht mehr als 3 Meter an der der Straße zugekehrten Seite 
des Gebäudes unmittelbar über oder neben dem Gebäudeeingang oder, wenn sich der Ge-
bäudeeingang nicht an der Straßenseite des Gebäudes befindet, an der dem Grundstücks-
zugang nächstgelegenen Gebäudeecke anzubringen. Bei Gebäuden, die von der Straße 
zurückliegen, können die Hausnummern am Grundstückszugang angebracht werden. 

(3) Die Ortspolizeibehörde kann im Einzelfall anordnen, wo, wie und in welcher Ausführung 
Hausnummern anzubringen sind, soweit dies im Interesse der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung geboten ist. 

 

ABSCHNITT 6 

- Schlussbestimmungen - 

 

§ 22 

Zulassung von Ausnahmen 

Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare Härte, so kann die Ortspolizeibehörde 
Ausnahmen von den Vorschriften dieser Polizeiverordnung zulassen, sofern keine öffentli-
chen Interessen entgegenstehen. 

 

§ 23 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinn von § 18 Abs. 1 Polizeigesetz handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, Tonwiedergabegerä-
te, Musikinstrumente sowie andere mechanische oder elektro-akustische Geräte zur 
Lauterzeugung so benutzt, dass andere erheblich belästigt werden,  

2. entgegen § 3 Satz 1 aus Gaststätten und Versammlungsräumen Lärm nach außen drin-
gen lässt, durch den andere erheblich belästigt werden, 

3. entgegen § 4 Abs. 1 Sport- und Spielplätze benützt, 

4. entgegen § 5 Abs. 1 Haus- und Gartenarbeiten durchführt, 

5. entgegen § 6 Tiere so hält, dass andere mehr als nach den Umständen vermeidbar ge-
stört werden, 

6. entgegen § 7 Kraftfahrzeugmotoren unnötig laufen lässt, Fahrzeug- und Garagentüren 
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übermäßig laut schließt, Fahrräder mit Hilfsmotor und Motoren von Krafträdern in Torein-
fahrten, Durchfahrten oder auf Innenhöfen von Wohnhäusern anlässt, beim Be- und Ent-
laden von Fahrzeugen vermeidbaren Lärm verursacht, mit den an Fahrzeugen vorhan-
denen Vorrichtungen unnötig Schallzeichen abgibt, 

7.  entgegen § 8 Wertstoffsammelbehälter benutzt, 

8. entgegen § 9 Fahrzeuge auf öffentlichen Straßen abspritzt oder eine Unterbodenwäsche 
durchführt, übel riechende oder schädliche Flüssigkeiten ausgießt, 

9. entgegen § 10 öffentliche Brunnen entgegen ihrer Zweckbestimmung benutzt, sie be-
schmutzt, das Wasser verunreinigt oder außerhalb der zugelassenen Zeiten Wasser 
entnimmt, 

10. entgegen § 11 geeignete Behälter für Speisereste und Abfälle nicht bereithält, 

11. entgegen § 12 Abs. 1 Tiere so hält oder beaufsichtigt, dass andere gefährdet werden, 

12. entgegen § 12 Abs. 2 das Halten gefährlicher Tiere der Ortspolizeibehörde nicht unver-
züglich anzeigt, 

13. entgegen § 12 Abs. 3 Hunde frei umherlaufen lässt, 

14. entgegen § 13 Abs. 1 als Halter oder Führer eines Hundes verbotswidrig abgelegten 
Hundekot nicht unverzüglich beseitigt, 

15. entgegen § 13 Abs. 2 als Reiter oder Gespannführer durch Pferde abgelegten Kot nicht 
am gleichen Tag entfernt,  

16. entgegen § 14 Tauben füttert,  

17. entgegen § 15 übel riechende Gegenstände oder Stoffe lagert, verarbeitet oder beför-
dert, 

18. entgegen § 16 Abs. 1 plakatiert oder nicht dafür zugelassene Flächen beschriftet, bemalt 
oder besprüht oder als Verpflichteter der in § 16 Abs. 3 beschriebenen Beseitigungs-
pflicht nicht nachkommt, 

19. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 1 nächtigt, 

20. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 2 bettelt oder Minderjährige zu solchem Betteln anstiftet, 

21. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 3 die Notdurft verrichtet, 

22. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 4 Betäubungsmittel öffentlich konsumiert, 

23. entgegen § 17 Abs. 1 Nr. 5 Gegenstände wegwirft oder ablagert, 

24. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 1 Anpflanzungen, Rasenflächen oder sonstige Anlagenflächen 
betritt, 

25. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 2 außerhalb der freigegebenen Zeiten sich in nicht dauernd 
geöffneten Anlagen oder Anlagenteilen aufhält, Wegesperren beseitigt oder verändert 
oder Einfriedigungen oder Sperren überklettert, 

26. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 3 außerhalb der Kinderspielplätze oder der entsprechend ge-
kennzeichneten Tummelplätze spielt oder sportliche Übungen treibt, 

27. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 4 Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen oder sonstige Anlagen-
teile verändert oder aufgräbt oder außerhalb zugelassener Feuerstellen Feuer macht, 

28. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 5 Pflanzen, Gras, Laub, Kompost, Erde, Sand oder Steine ent-
fernt, 

29. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 6 Hunde unangeleint umherlaufen lässt oder Hunde auf Kin-
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derspielplätze oder Liegewiesen mitnimmt, 

30. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 7 Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen oder 
andere Einrichtungen beschriftet, beklebt, bemalt, besprüht, beschmutzt oder entfernt, 

31. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 8 Gewässer oder Wasserbecken verunreinigt oder darin fischt, 

32. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 9 Schieß-, Wurf- oder Schleudergeräte benützt sowie außer-
halb der dafür bestimmten oder entsprechend gekennzeichneten Stellen reitet, zeltet, 
badet oder Boot fährt, 

33. entgegen § 18 Abs. 1 Nr. 10 Parkwege befährt oder Fahrzeuge abstellt, 

34. entgegen § 18 Abs. 2 Turn- und Spielgeräte benutzt, 

35. entgegen § 19 Schussapparate und ähnliche Einrichtungen zur Fernhaltung von Tieren 
aufstellt oder betreibt, 

36. entgegen § 20 ohne Erlaubnis die Grillplätze „Karlstein“ und „Schönbühl“ sowie den 
Waldspielplatz „Schönbühl“ benutzt oder den erteilten Auflagen und Nebenbestimmun-
gen zuwiderhandelt, 

36. entgegen § 21 Abs. 1 als Hauseigentümer die Gebäude nicht mit den festgesetzten 
Hausnummern versieht, 

37. unleserliche Hausnummernschilder entgegen § 21 Abs. 2 nicht unverzüglich erneuert 
oder Hausnummern nicht entsprechend § 21 Abs. 2 anbringt. 

 

§ 24 

Inkrafttreten 

(1) Diese Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  

(2) Gleichzeitig treten die früheren Polizeiverordnungen, die dieser Polizeiverordnung ent-
sprechen oder widersprechen, außer Kraft. Dies ist insbesondere die polizeiliche Umwelt-
schutzverordnung vom 26.09.1996. 
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10. Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebüh-

ren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen 
BU Nr. 193/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet.  
 
Es folgt ein kurzer Austausch im Gremium.      
      
 
Das Gremium beschließt mit 25 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung folgende  

 
Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen  

an öffentlichen Straßen 
 

  
 

 

§ 1   Geltungsbereich 
 
§ 2   Erlaubnispflichtige Sondernutzungen 
 
§ 3   Erlaubnis- und gebührenfreie Sondernutzungen 
 
§ 4 Sondernutzungsgebühren 
 
§ 5   Antragsverfahren 
 
§ 6   Gebührenfestsetzung 
 
§ 7   Gebührenschuldner/in 
 
§ 8   Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld 
 
§ 9 Erstattung von Gebühren 
 
§ 10   Unerlaubte Sondernutzungen 
 
§ 11  Anwendung des Kommunalabgabegesetzes 
 
§ 12  Schlussbestimmung 
 
§ 13 Inkrafttreten 
 

 
Anlage: 
 
Verzeichnis der Sondernutzungsgebühren 
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Aufgrund der §§ 16 bis 19 des Straßengesetzes für Baden-Württemberg (StrG) in der Fas-
sung vom 11.05.1992 (GBl. 1992, 329, ber. S. 683), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.01.2014 (GBl. S. 49, 51) , des § 8 Abs. 1 und 3 des Bundesfernstrassengesetzes (FStrG) 
in der Fassung vom 06.08.1953 (BGBl. I S. 903), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31.05.2013 (BGBl. I S. 1388) i.V.m. § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Ge-
mO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55) und § 2 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der 
Fassung vom 17.03.2005 (GBl. 2005, 206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GBl. S. 491, 492) hat der Gemeinderat der Stadt Weinstadt am 7.10.2015 folgende Satzung 
über die Erhebung von Sondernutzungsgebühren an öffentlichen Straßen beschlossen: 
 
 
  

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen und 
Fußgängerzonen sowie für die Ortsdurchfahrten der Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in 
der Stadt Weinstadt, bezüglich der Gebühren für Sondernutzungen jedoch nur insoweit, als 
die Stadt Weinstadt Straßenbaulastträgerin ist. 

(2) Bezieht sich eine Sondernutzung sowohl auf Straßenteile in der Straßenbaulast der Stadt 
als auch auf Straßenteile in der Straßenbaulast des Bundes, des Landes oder des Landkrei-
ses, sind die Gesamtgebühren ausschließlich auf Grund der Gebührenregelung des Bundes, 
des Landes oder des Landkreises festzusetzen. 

 

§ 2 

Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen 

(1) Die Benutzung der Straßen über den Gemeingebrauch hinaus (Sondernutzung) bedarf 
der Erlaubnis (§ 8 Abs. 1 FStrG und § 16 Abs. 1 StrG). 

Dies gilt nicht, wenn eine solche Benutzung einer Ausnahmegenehmigung oder einer Er-
laubnis nach den Vorschriften der Straßenverkehrsordnung in der jeweils gültigen Fassung 
bedarf, oder wenn diese sie besonders zulässt, ferner wenn die Benutzung einer Anlage 
dient, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist. (§ 16 Abs. 6 StrG, § 8 Abs. 6 FStrG) 

(2) Die Erlaubnis kann ausgesetzt oder verweigert werden, wenn die Straßenfläche ander-
weitig benötigt wird. Dies gilt insbesondere bei der Einrichtung von Baustellen, bei Verkehr-
sumleitungen oder Veranstaltungen, oder wenn besondere Umstände eine Benutzung nicht 
zulassen. 

(3) Die Erlaubnis wird nur in besonders begründeten Ausnahmefällen erteilt. 

(4) Wenn es im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs oder zum Schutz der 
Fußgänger erforderlich ist, kann die Sondernutzung für den Einzelfall untersagt werden. 

(5) Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. Für die Erlaubnis können, 
soweit erforderlich, auch nachträgliche Bedingungen und Auflagen festgesetzt werden. 

 

§ 3 

Erlaubnis- und gebührenfreie Sondernutzungen 

Erlaubnis- und gebührenfreie Sondernutzungen sind:  

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/8c0/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl1992329-1&doc.part=D&doc.price=6.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/98h/
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9ab/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl2000581-1&doc.part=D&doc.price=6.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9ab/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl201355&doc.part=D&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9co/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl2005206&doc.part=D&doc.price=6.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/9co/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl2013491&doc.part=D&doc.price=0.0#focuspoint
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a)  Bürgerschaftliche Straßenfeste, die im allgemeinen Interesse liegen 

b) amtlich festgesetzte Märkte; die Vorschriften der jeweils gültigen Marktsatzung und 
Marktordnung bleiben davon unberührt. 

c)  von der Stadt aufgestellte Gegenstände zur Stadtverschönerung und Verkehrsberuhi-
gung. 

d)  Warenauslagen, die vorübergehend an der Stätte der Leistung innerhalb einer Höhe von 
bis zu 3 m und bis 60 cm von der Hauswand entfernt aufgestellt werden, sofern die Ver-
kehrssicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

e) Aufgrabungsflächen im Zusammenhang mit dem Anschluss von Kanal- und Versor-
gungsleitungen. 

f) Ablagerung von beweglichen Sachen zum Weitertransport bis zu einem Tag,            so-
weit der Verkehr nicht behindert wird und die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 

Die Einholung verkehrsrechtlicher Anordnungen wird durch die Erlaubnisfreiheit nicht berührt.  

 

§ 4 

Sondernutzungsgebühren 

(1) Für die Sondernutzung an den in § 1 bezeichneten Straßen werden Gebühren nach Maß-
gabe dieser Satzung und des Gebührenverzeichnisses - Anlage - erhoben.  

Daneben entstehen Verwaltungsgebühren für die jeweiligen Entscheidungen. 

(2) Regelt sich die Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsflächen nach anderen gesetzlichen 
Bestimmungen (z.B. nach der StVO, der LBO usw.), so entstehen für diese Inanspruchnah-
me ebenfalls Gebühren nach dieser Satzung, wenn es sich hierbei um eine Sondernutzung 
handelt. 

(3) Für Sondernutzungen, die in dem anliegenden Gebührenverzeichnis nicht enthalten sind 
bleibt der Abschluss einer bürgerlich rechtlichen Vereinbarung nach § 21 Straßengesetz vor-
behalten. Insoweit finden die Bestimmungen dieser Satzung keine Anwendung. 

(4) In besonderen Fällen der Nutzung von Straßen kann auf eine Gebührenerhebung verzich-
tet werden, wenn in einer öffentlich rechtlichen Vereinbarung eine andere Gegenleistung für 
die Sondernutzung festgelegt ist. 

(5) Die Erhebung einer Verwaltungsgebühr für die Bearbeitung des Antrages nach der Ver-
waltungsgebührenordnung bleibt unberührt. 

(6) Gebühren unter 5,00 Euro werden nicht erhoben. 

(7) Von der Erhebung einer Gebühr kann abgesehen werden, wenn die Sondernutzung 
überwiegend im öffentlichen Interesse liegt oder ausschließlich gemeinnützigen oder kulturel-
len Zwecken dient. 

 

§ 5 

Antragsverfahren 

Erlaubnisanträge sind rechtzeitig vor Beginn der Sondernutzung (i.d.R. 2 Wochen vor Inan-
spruchnahme der Fläche) mit Angabe von Ort, Art, Umfang und Dauer der beabsichtigten 
Sondernutzung bei der Stadt schriftlich zu stellen. Der Antragsteller hat auf Verlangen Pläne, 
Beschreibungen oder sonst erforderliche Unterlagen vorzulegen. 
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§ 6 

Gebührenfestsetzung 

(1) Die Gebühren werden bei Sondernutzungen, die für ein Jahr und länger bewilligt werden, 
in Jahresbeträgen, im Übrigen je nach Dauer der Sondernutzung in Monats- oder Tagesbe-
trägen festgesetzt. 

(2) Soweit die Gebühr nach dem Gebührenrahmen für die Tagesgebühren im Einzelfall den 
der Monatsgebühr überschreitet, bestimmt sich der Gebührenrahmen nach der Monatsge-
bühr. Soweit die Gebühr nach dem Gebührenrahmen für Monatsgebühren im Einzelfall den 
Jahresgebührenrahmen überschreitet, bestimmt sich der Gebührenrahmen nach der Jahres-
gebühr. 

(3) Bei Sondernutzungen, die für ein Jahr und länger bewilligt werden und im Laufe eines 
Kalenderjahres beginnen oder enden, wird der Gebühr für jeden angefangenen Monat ein 
Zwölftel der Jahresgebühr zu Grunde gelegt. Entsprechendes gilt, wenn nur ein Jahres- oder 
Monatsgebührenrahmen gegeben ist und die Nutzung nur für Monate oder Tage ausgeübt 
wird.  

(4) Gebühren für ständig andauernde Sondernutzungen können bei Änderung der maßgebli-
chen Verhältnisse oder Bemessungsgrundlage oder bei Änderung des Gebührenverzeichnis-
ses neu festgesetzt werden. 

(5) Die Mindestgebühr beträgt im Einzelfall 5,00 Euro. 

 

 

§ 7 

Gebührenschuldner/in 

(1) Gebührenschuldner/in ist 

a) der/die Sondernutzungsberechtigte, 

b) der/die Antragsteller/in, 

c) wer die Gebührenschuld durch schriftliche Erklärung übernommen hat  oder für die Ge-
bührenschuld kraft Gesetzes haftet, 

d) wer eine Sondernutzung tatsächlich ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner/innen haften als Gesamtschuldner/innen. 

 

§ 8 

Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Erteilung der Erlaubnis oder mit der sonstigen 
Amtshandlung, die zur Sondernutzung berechtigt. Wird die Sondernutzung ohne Erlaubnis 
begonnen, so entsteht die Gebührenschuld auf die Sondernutzungsgebühr mit dem tatsächli-
chen Beginn der Sondernutzung. Sind für die Sondernutzung wiederkehrende Jahresgebüh-
ren zu entrichten, so entsteht der Anspruch auf die Sondernutzungsgebühr für das erste Jahr 
bei der Erteilung der Erlaubnis; der Anspruch auf die nachfolgenden Gebühren entsteht mit 
Beginn der folgenden Rechnungsjahre. 

(2) Die Sondernutzungsgebühr wird mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an 
den/die Schuldner/in fällig. Bei Gebühren, die in Jahresbeträgen festgesetzt sind, werden die 
auf das laufende Rechnungsjahr entfallenden Beträge entsprechend der Bestimmung in Satz 
1, die folgenden Jahresbeträge zum 2. Januar eines jeden Rechnungsjahres fällig. Gebüh-
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ren, die in Monats-, oder Tagesbeträgen festgesetzt sind, werden in einem Betrag sofort zur 
Zahlung fällig. 

 

 

§ 9 

Erstattung von Gebühren 

(1) Endet die Sondernutzung vor Ablauf des der Gebührenbemessung zugrunde liegenden 
Zeitraumes, so können die bereits bezahlten Gebühren auf Antrag anteilig zurück erstattet 
werden. Der Antrag muss innerhalb von einem Monat nach Beendigung der Sondernutzung 
gestellt werden. 

Der zu erstattende Betrag bemisst sich nach dem Teil der Gebühr, der auf den Zeitraum ent-
fällt um den die Sondernutzung vorzeitig endet. Hierbei werden jedoch bei monatlichen Zah-
lungen angefangene Monate nicht berücksichtigt.   

(2) Beträge unter 10,00 Euro werden nicht erstattet.  

(3) Wird eine auf Zeit erteilte Befugnis aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, jedoch 
nicht wegen Verstoßes gegen erteilte Auflagen u.ä. widerrufen, so wird die gesamte Son-
dernutzungsgebühr ohne jeden Abzug erstattet. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine Sondernutzungserlaubnis nicht in 
Anspruch genommen wird. 

 
§ 10 

Unerlaubte Sondernutzungen 

(1) Wird eine Sondernutzung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt oder wird die für die Son-
dernutzung festgesetzte Frist überschritten, so wird die Gebühr für die Dauer der unerlaubt 
ausgeübten Sondernutzung nachträglich erhoben. 

(2) Durch die Entrichtung von Gebühren für eine unerlaubte Sondernutzung entsteht kein 
Rechtsanspruch auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis, einer Ausnahmegenehmi-
gung, Erlaubnis oder Baugenehmigung. 

(3) Die Verpflichtung zur Gebührenentrichtung für eine unerlaubte Sondernutzung wird durch 
ein in derselben Angelegenheit durchgeführtes Bußgeldverfahren nicht berührt. 

 

 

 

§ 11 

Anwendung des Kommunalabgabegesetzes 

Soweit besondere gesetzliche Vorschriften nichts anderes bestimmen, gelten für Sondernut-
zungsgebühren die Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für die Benutzungsgebüh-
ren in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 
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§ 12 

Schlussbestimmungen 

Rechte und Befugnisse zur Benutzung von Straßen über den Gemeingebrauch hinaus, für 
die § 57 Abs. 1-3 Straßengesetz eine Übergangsregelung getroffen hat, unterliegen die Best-
immungen dieser Satzung ab dem Zeitpunkt zu dem sie als Sondernutzungen i.S. des Stra-
ßengesetzes gelten. 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) Diese Sondernutzungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt 
die bisherige Sondernutzungssatzung vom 18.08.1976 in der Fassung vom 27.05.1987 au-
ßer Kraft. 

 

Weinstadt den 07.10.2015 
 
 
………………………………………………… 
(Unterschrift) 

 
Anlage 
 
Verzeichnis der Sondernutzungsgebühren 

Lfd. 
N
r
. 

Art der Sondernutzung Gebühren (in Euro) 

täglich monatlich jährlich 

  

1. Ausübung von Gewerbe 

1.1 Schaustellungen auf öffentlichen 
Plätzen (Schaubuden, Schaustel-
lungseinrichtungen, Vorführungen) 

5,00 - 25,00 10,00 - 200,00 60,00 - 1.200,00 

1.2 Verkauf von Modeschmuck, Lederwa-
ren und Kunstgewerbe 

2,50 - 15,00  10,00 - 100,00 60,00 - 1.200,00 

1.3 Bewegliche Verkaufsstände oder -
wagen (z.B. Obst, Gemüse, Speise-
eis) je m² 

2,50 - 10,00 5,00 - 100,00 50,00 - 300,00 

1.4 Ortsfeste bauliche Anlagen als Ver-
kaufsstände, Imbissstände und Kios-
ke je m² 

2,50 - 25,00 10,00 - 250,00 100,00 - 500,00 

1.5 Warenauslagen, Warenständer, 
Wühlkörbe, Zeitungsständer je m² 

2,50 - 10,00 10,00 - 100,00 25,00 - 150,00 

1.6 Aufstellen von Tischen und Stühlen 
zur Außenbewirtung von bestehenden 
Gaststätten  je m² 

 

1,00 - 5,00 2,00 - 10,00 15,00 - 75,00 

1.7 Veranstaltungen in der Fußgängerzo-
ne und verkehrsberuhigten Bereichen 

- durch Anwohner und angrenzende  
  Gewerbebetriebe                       
- in den übrigen Fällen 

 

 

10,00 - 250,00 

25,00 - 500,00 

- - 
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1.8 Sonstige Benutzung der Straße zu 
gewerblichen Zwecken 

25,00 - 1.000,00 50,00 - 2.500,00 - 

 

2. Anlagen und Einrichtungen 

2.1 Automaten, wenn der Verkehrsraum 
in einer Tiefe von mehr als 0,3 m 
Tiefe beansprucht wird, je angefan-
gener m² Grundfläche 

- - 25,00 - 50,00 

2.2 Schaukästen u. Vitrinen, wenn der 
Verkehrsraum in einer Tiefe von 
mehr als 0,3 m beansprucht wird, je 
m² Grundfläche 

- 2,50 - 10,00 10,00 - 25,00 

2.3 Fahrradständer - - 2,50 - 15,00 

2.4 Fahnenmasten, je Mast einmalig 10,00 - 50,00 

2.5 Postablagekästen, Ablagekästen für 
die Briefzustellung, je Ablagekasten 

einmalig 10,00 - 50,00 

 

3. Werbung 

3.1 Bewegliche Außenwerbung, Vertei-
len von Druck- und Werbeschriften je 
Person/ je Fahrzeug 

5,00 - 50,00 - - 

3.2 Gehwegaufsteller, je Stück - 5,00 - 50,00 25,00 - 100,00 

3.3 Firmenhinweisschilder je Schild einmalig 40,00 - 100,00 

3.4 Reklameuhren, Werbeschilder, 
sonst. in den Luftraum über der 
Straße ragenden Anlagen 

einmalig 100,00 - 500,00 

3.5 Sonstige werbemäßige Sondernut-
zung 

2,50 - 25,00 10,00 - 250,00 50,00 - 2.500,00 

 

4. Nutzung für Bauzwecke 

4.1 Bauhütten, Container, Schuttmulden, 
Arbeitswagen 

2,50 - 25,00 15,00 - 100,00 50,00 - 1.000,00 

4.2 Bauzäune, Lagerung von Baustoffen, 
Baukräne, Gerüste, Absperrungen, 
Baumaschinen je Grundfläche 

 bis 50 m² 
 

 über 50 m² bis 100 m² 
 

 

 über 100 m² bis 150 m² 
 

 

 über 150 m² bis 200 m² 
 

 

 über 200 m² 

 

 

2,50-7,50 

 

5,00-15,00 

 

 

7,50-22,50 

 

10,00-30,00 

 

 

30,00-90,00 

 

 

50,00-250,00 

 

100,00-500,00 

 

 

150,00-750,00 

 

200,00-1.000,00 

 

 

1.000,00 - 

5.000,00 

 

 

500,00-2.500,00 

 

1.000,00-5.000,00 

 

 

1.500,00-7.500,00 

 

2.000,00-10.000,00 

 

 

10.000,00-50.000,00 
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4.3 Leitungen und Gleise aller Art bei 
Verlegung im Straßenkörper je ange-
fangene 100 m 

einmalig 10,00 - 100,00 

4.4 Überbauung des öffentlichen Stra-
ßenraumes  

 

4.4.1 im Luftraum (Vordächer, Erker, 
Balkone) 

- bis 2 m Ausladung pro m Länge  

- über 2 m Ausladung pro m Länge 

 

4.4.2 des Straßenkörpers je m² 
Grund-fläche 

- Lichtschächte je m² 

- Verankerungen je m² 

 
 
 

 

 

einmalig 25,00 - 500,00 

einmalig 50,00 - .1.000,00 

 

einmalig 25,00 - 500,00 

 

einmalig 50,00 - 100,00 

einmalig 37,50 - 75,00 

4.5 Überspannungen, Überleitungen und 
Überbrückungen von öffentl. Ver-
kehrsfläche je lfd. m 

1,00-10,00 5,00-50,00 5,00-250,00 

4.6 Sonstige Nutzung für Bauzwecke 

 
10,00-250,00 25,00-2.500,00 50,00-5.000,00 

 

5.  Übermäßige Benutzung der Straßen (auch i.S.d. § 29 StVO) 

5.1 Feldwegbenutzung (Befahren zu 
nicht landwirtschaftlichen Zwecken), 
je Fahrzeug 

2,50 - 25,00 5,00 - 150,00 5,00 - 500,00 

5.2 Genehmigte motorsportliche Veran-
staltungen und Versuchsfahrten, 
wenn Verkehrsbeschränkungen 
erforderlich werden 

25,00 - 2.500,00 - - 

5.3 Sonstige Erlaubnispflichtige Veran-
staltungen wie Volksradfahren, 
Volkswandern, Rad- u. Lauftreffs 
gem. § 29 Abs. 2 StVO 

10,00 - 50,00 - - 

5.4 Umzüge u. Prozessionen, wenn 
Verkehrsbeschränkungen erforder-
lich werden 

5,00 - 50,00 - - 

5.5 Sonstige Veranstaltungen, bei denen 
Straßen mehr als verkehrsüblich in 
Anspruch genommen werden 

5,00 - 50,00 - - 

     

6. Sonstige Sondernutzungen 
5,00 - 1.000,00 

50,00 –  

2.500,000 
mind. 50,00 
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11. Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvor-

schriften "Liedhorn I" im Stadtteil Endersbach 
- Billigung des Planentwurfs und Auslegungsbeschluss 

BU Nr. 180/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf und verweist auf die Vorbera-
tung. Anschließend erläutert Erster Bürgermeister Deißler den Sachverhalt. 
 
Stadträtin Dr. Rebmann bedauert sehr, dass es nicht möglich gewesen sei, im östlichen Teil 
des Plangebiets einen Zugang zum Bahnsteig zu ermöglichen, obwohl sie dies schon vor 
Monaten vorgeschlagen habe. Dies wäre ein barrierefreier Zugang gewesen.      
 
Das Gremium fasst mit 20 Ja-Stimmen bei zwei Gegenstimmen und vier Enthaltungen 
folgenden Beschluss: 
 
1. Dem Entwurf des Bebauungsplanes „Liedhorn I“, Gemarkung Endersbach und 

seiner Begründung jeweils mit Datum vom 30.07.2015 wird zugestimmt und zur öf-
fentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

 
2. Dem Satzungsentwurf der örtlichen Bauvorschriften, welche zusammen mit dem 

Bebauungsplan aufgestellt wurden, mit Datum vom 30.07.2015 wird zugestimmt 
und zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 

BauGB  und der Behörden und Träger  öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB durchzuführen.      

 
 
 
 
12. Genehmigung von überplanmäßigen Ausgaben für ei-

nen Grunderwerb in Großheppach 
BU Nr. 168/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. Auf einen Sachvortrag wird verzichtet.  
 
Ohne weitere Aussprache geht das Gremium zur Beschlussfassung über.       
 
Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
 
Der Gemeinderat genehmigt überplanmäßige Ausgaben für einen Grunderwerb in 
Großheppach in Höhe von 200.000 EUR.   
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13. Erneuerung der Bühnenbeleuchtung in der Beutelsba-

cher Halle 
- Information zur Notwendigkeit in technischer und nut-
zungsbedingter Hinsicht 

BU Nr. 162/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Er verweist auf die Vorbera-
tung. 
 
Nach einem kurzen Austausch verständigt man sich auf einen Ortstermin.      
 
Das Thema wurde abgesetzt.     
 
 
 
14. Allgemeine Finanzprüfung des Zweckverbands Müllab-

fuhr Unteres Remstal in Abwicklung 2008 bis 2015 
BU Nr. 174/2015 

 
Oberbürgermeister Oswald ruft den Tagesordnungspunkt auf. Anschließend erläutert Herr 
Issler den Sachverhalt. 
 
Ohne weitere Aussprache geht das Gremium zur Beschlussfassung über.      
 
Das Gremium fasst einstimmig folgenden Beschluss:  
 
Die endgültige Abwicklung des Zweckverbands Müllabfuhr Unteres Remstal wird zur 
Kenntnis genommen     
 
 
 
15. Berichte, Bekanntgaben und Verschiedenes  
15.1. Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerantrags zur Umsetzung eines 

Kult(ur)bads im Stadtteil Endersbach 
 

 
Oberbürgermeister Oswald informiert, dass in der nächsten Sitzung des Gemeinderats über 
die Zulässigkeit des Bürgerantrags entschieden werden solle.      
 
 
 
15.2. Unterschriftenliste zum Aussichtspunkt auf der Kappelburg  
 
Oberbürgermeister Oswald informiert, dass über 700 Unterschriften gegen eine Errichtung 
des Aussichtspunkts auf der Kappelburg vorlägen. Die Planungswerkstatt biete nun eine gute 
Gelegenheit, um über Alternativmöglichkeiten zur Würdigung des historischen Standorts 
nachzudenken.       
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15.3. Friedenslinde zur Wiedervereinigung  
 
Stadtrat Bernhard Dippon weist auf die Friedenslinde beim BIZ hin. Sie wachse krumm und 
benötige gärtnerische Pflege.  
 
Oberbürgermeister Oswald nimmt dies auf.     
 
 
 
15.4. Aussichtspunkt auf der Kappelburg  
 
Stadtrat Gaupp befürwortet einen abgeänderten Antrag zur Neugestaltung des Areals und 
zur Ertüchtigung des Denkmals. Man solle in einen entsprechenden Dialog mit der Region 
treten.  
 
Stadtrat Weller spricht sich für einen „Antrag auf Sanierung des Platzes“ aus.  
 
Stadtrat Hans Randler bedauert, dass die Verwaltung die Bürger nicht richtig informiert habe.  
 
Stadtrat Dr. Siglinger ist erfreut, dass in das Thema wieder Bewegung komme. Er unterstützt 
den Vorschlag von Stadtrat Gaupp. 
 
Stadträtin Sabine Dippon spricht sich für die Umsetzung des Beschlusses aus. 
 
Stadtrat Scharmann befürwortet das neue Vorgehen. 
 
Oberbürgermeister Oswald hält es für richtig, dass angesichts von über 700 Unterschriften 
nach einer Lösung gesucht werden müsse.  
 
Stadtrat Tibor Randler lobt den Vortrag von Herrn Dr. Breyvogel zur Kappelburg. Man müsse 
die Ruine erhalten. Eine Möglichkeit sehe er im Rahmen der iKG. Er kritisiert die Informati-
onspolitik der Stadt, aber auch die Diskussionskultur innerhalb des Gemeinderats.     
 
 
 
15.5. Heizkörper in der Musikschule  
 
Stadträtin Dr. Rebmann weist darauf hin, dass man die Heizkörper nicht regulieren könne. 
 
Oberbürgermeister Oswald nimmt dies auf.      
 
 
 
15.6. Verkehrssituation in der Einkaufsstraße  
 
Stadträtin Dr. Rebmann kritisiert die allgemeine Verkehrssituation in der Einkaufsstraße. 
Auch Autofahrer sollten sich an die Straßenverkehrsordnung halten. Sie schlägt entspre-
chende Schilder vor. 
 
Oberbürgermeister Oswald wird die Situation im Auge behalten. Ansprechpartner sei aber die 
Polizei.      
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15.7. Strümpfelbacher Halle  
 
Auf Hinweis von Stadtrat Scharmann nimmt Herr Oswald auf, dass die Heizung nicht reguliert 
werden könne. 
 
Herr Preget führt auf die Anfrage von Stadtrat Scharmann weiter aus, dass die Vereine auf 
ihre Bedarfe bei der Hallennutzung angesprochen worden seien. 
 
Stadtrat Scharmann spricht sich gegen eine Doppelnutzung der Halle – Sport und Familien-
feiern – aus. Würden doch die Möbel unter dem ständigen Versetzen leiden.  
 
Die Verwaltung werde dies an die Vereine kommunizieren, so Oberbürgermeister Oswald. 
 
Stadtrat Gaupp bittet um Reinigung der Fenster im Eingangsbereich der Halle. 
 
Oberbürgermeister Oswald nimmt dies auf.       
 
 
 
15.8. Parksituation beim Prinz-Eugen-Platz  
 
Stadtrat Witzlinger weist darauf hin, dass auf Grund der Parkdauerbegrenzung beim Prinz-
Eugen-Platz auf 1,5 Stunden die Arbeitnehmer in die angrenzenden Straßen ausweichen und 
so den Anwohnern die Parkplätze wegnehmen würden. Er könne sich vorstellen, dass in den 
angrenzenden Straßen auch eine Parkdauerbegrenzung eingeführt werde. 
 
Oberbürgermeister Oswald nimmt dies auf.       
 
 
 
15.9. Bericht im Schwarzbuch  
 
Stadtrat Witzlinger hält fest, dass die Stellungnahme der Stadt zum Schwarzbuch des Bunds 
der Steuerzahler sehr überlegt und sehr nachvollziehbar gewesen sei. Der tatsächliche 
Sachverhalt über den geplanten Aussichtspunkt auf der Kappelburg sei bei den Bürgern nie-
mals angekommen. Der Gemeinderat habe sich für eine Sanierung und schönere Gestaltung 
der Kappelburg im Rahmen der iKG ausgesprochen. Eine rechtzeitige Stellungnahme der 
Stadt hätte den Sachverhalt aufgeklärt.       
 
 
 
15.10. Historische Bilder über die Kappelburg  
 
Stadtrat Forster erläutert seine Recherche über die historischen Bilder zur Kappelburg.      
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15.11. Beantwortung von Anfragen aus dem Gemeinderat   
 
Stadtrat Forster kritisiert, dass die Verwaltung mit Ausnahme von Herrn Beck keine Anfragen 
aus dem Gremium mehr beantworte. 
 
Oberbürgermeister Oswald erwidert, dass die Verwaltung Prioritäten beim Ressourcenein-
satz setze. Herr Forster möge bitte seine offenen Anfragen der Verwaltung mitteilen.       
 
 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats  am 07.10.2015. 
Anwesende siehe Deckblatt dieser Niederschrift. 

 
 

Seite 195 
 

 
 
 

 
ZUR BEURKUNDUNG 
 
 
 
 
 
Weinstadt, den   

 Vorsitzender  
   

   
   
   
   
   
   
   
Weinstadt, den   

 Gremiumsmitglied  
   
   
   
   
   
   
   
   
Weinstadt, den   

 Gremiumsmitglied  
   
   
   
   
   
   
   
   
Weinstadt, den   

 Schriftführer  
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